


ANDESRAT IV. Wahlperiode/ 14. Sitzung. 
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SAARGEBIETES. 2. Sitzungsperiode 1933 


Stenographischer Bericht 
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über die an Dienstag den 25. Juli 1983 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Sitzung des Landesrates. 


— —— 


Vorsitzender Scheuer (Z)-St.Ingbert : Meine Dame und meine Herren! 
ch eröffne hiermit die Sitzung ( 10 Uhr vomittags). 
Die Hegierunsskommission ist ve sten durch die Herren: 
Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar; 


Ministerialrat Dr. lichthardt, als Vertreter des Regierungs- 
konmissars für Kultus-und Schulwesen; 


Regierungsrat Meurer, als Vertreter des Regierungskommissars 
für das Versicherungswesen. 


Von den Mitgliedern fehlen entschuldist die Herren: 


Levacher (Z)-Sgarlouis; Kiefer (Z)-Saarbrücken. 


Die 


Dessso räaung 
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liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 
Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 


1) Abänderung der Zusammensetzung der Schuldeputationen, 
Schulvorstände und Schulkommissionen; 


2) Milderung von Härten in der Sozialversicherung; 


3) Abänderung der Verordnung über die Aufwertung der 


pay rücıe aus Pfandbriefen der Hypothekenbank vom 
8. Oktober 1982; 


4) Abänderung der zwischen der Regierungskommission 
und der Reichsregierung getroffenen Äbrede über die 
Regelung der fürsorgerechtlichen Beziehungen zwischen 
dem Saargebiet und dem Ungagen Reichsgebiet (Amts- 
blatt 1926 Nr.420,Seite 196). 
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Vorsitzender: Meine Dame und meine Herren! Am letzten Samstag ist 
in Berlin Geheimrat Dr. Friedberg gestorben. Der Verstorbene 
hat_ jahrelang im Auswärtigen Amt die Saarfragen behandelt. 
Viele Herren des Hauses sind mit ihm in Beziehung gekommen 
und haben ihn schätzen gelernt. Ich habe mich deshalb für 
berechtigt gehalten, dem Beilcid des Hauses Ausdruck zu 
gppon. SIc haben sich zum Zeichen der Trauer von Ihren 

itzen erhoben. Ich danke Ihnen. 


Mir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung betreffend: 


Anderung der Suganmensehzung der Schuldcputationen, 
chu ände und »chulkommissionen. 
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Vorsitzender: Zu sämtlichen Punkten der Tagesordnung hat der Herr 


Abgeordnete Ba lt es (NSDAP) einen schriftlichen Bericht 
vorgelegt. Dieser lautet: 


Bericht 


der 3., 6. und 8. Kommission des Landesrates 


über die Beratung der Verordnungsentwürfe 
betreffend 


8) Abänderung der Verordnung über die pin: der 
{ 


Ansprüche aus Pfandbriefen der Hypothekenbank vom 
Er BE Bar EIS: 


b) Abänderung der zwischen der Regieru skommission 
und der leichsregierung getroffenen Äbrede über die 
Regelung der fürsorgerechtlichen Beziehungen zwischen 


dem vaargebiet und dem übrigen Reichsgebiet (Amtsblatt 
Nr. 420 Seite 196); 


c) Abänderung der Zusammensetzung der Schuldeputationen, 
Schulvorstände und Schulkommissionen. 


Die 8., 6. und 8. Kommission des Landesrates haben in 
ihrer gemeinsamen Sitzung vom 20.Juni ds.Js. die Vorlagen be- 
raten und wie folgt dazu Stellung genomnen: 


Zu 8): Abänderung der Verordnune über die Aufwertung 
ger Ansprüche aus Pfandbriefen der Hmotheken- 
bank vom 8.lktober 193. 


Die Vorlage sieht eine Nenfassung des 3 4 der Verord- 
Bung betreffend Aufwertung von Hypothekenpfandbriefen (Ants- 
blatt 1932 Seite 585) dahingehend vor, daß die Frist zur An- 


meldung von ABER rüchen aus entwerteten Pfandbriefen bis zun 
30.November 1985 verlängert wird. 
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le Fraktionen stimmten der Vorlage b 0S ZU. 
Die Kommunisten beantragen darüber hinaus eine Verlänge- 


han der Fristen in den Fällen, für welche sie unterm 12.in-. 
ust 1932 Forderunge 


n angett! haben. Diese Forderungen der 
mmunisten waren damals folgende: 


Tr — 


a) Alle Aufwertungsbeträge von Gläubigern gegenüber 
solchen Leuten, deren Einkommen 2500.-Franken nicht 
übersteigt, werden durch die Regierungskommission 1 
abgegolten. Die hierzu notwendige Summe wird zur 1 
Verfügung gestellt. 


b) Abgeltungen für Aufnertungebeträge bei denjenigen 
Gläubigern und Schuldnern, die obenbezeichhete Ein- 
kommensgrenze nicht übersteigen, wird sowohl die 
Abgeltung aber auch der Zinsbetrag von der Negie- 
rung übernomnen. 


\ 
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direktor Dr. Obe& folgendes aus: 
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c) Aufwertungsbeträge, die Gläubiger mit einen Einkom- 
men bis zu 2>00, - Franken zu bekommen haben, sind ab- 
zugelten, wenn der »chuldner ein Einkommen hat von 
mehr als 30 000 bis 50 000 Franken im Jahr in drei 
Monatsraten; über 5 bis 100 000 Franken in mo- 
natlichen Raten, über 100 000 Franken per sofort. 
Gehen die Abgeltungsanträge oben genannter Gläubiger 
an Banken usw., so sind sie sofort abzugelten. 


d 


at 


Der Zinsfuß 6 % wird für alle diejenigen Schuldner 
rückwirkend nicht in Anrechnung gebracht, deren Ein- 
kommen 2500.-Franken monatlich nicht erreicht, für 
solche mit Einkommen von über 30 000 bis 50 000 _be- 
trägt der Zinsfuß 3 e: von über 50 000 bis 80 _000 
4 42 %, über 80 000 bis 100 000 - 6%, über 100 000 
%, für Rue deren Vermögen 200.000 Franken 
übersteigt, wird für den von ihnen zu beanspruchen- 
iin kufwertungsbetrag eine Sondersteuer von 10 % 
erhoben. 


Zu b): Abänderung der zwischen der Regierungsskommissior 
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5. 
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em »a8 ern dem KETTE 
sebiet (Amtsblatt 1926, Nr. 420, Seite 196) 


Wie in der Denkschrift zu der Vorlage dargelegt ist, 


sieht die Vorlage lediglich eine Vorainiesbung sowohl in der 
Rechtsprechung als in der verwaltungsmäßigen Du 
Sie bringt keine materiellen Auserohäen des Fürsorgerechtes. 


rchführung vor. 


näheren Begründung der Vorlage führte NMinisterial- 


* Im Jahre 1920, als die Regierungskommission die Ver- 
waltung des Saargebietes übernahm, wurden die Beziehungen 
der Armenverbände des Sasrgebietes zu denen des Neiches 
abgeschnitten. Es fand daher kein gegenseitiger Kosten- 
ersatz mehr statt. Dieser Zustand war auf die Dauer un- 
tragbar,da ständig Beziehungen zwischen dem Reich und dem 

aargeblet vonstatten gingen. Infolgedessen wurde eine 
Äbrede mit dem Deutschen Heiche getroffen, die eine sol- 
che Regelung vorsieht. Als Grundlage dieser Abrede dien- 
ten die Abschnitte C und D der deutschen er 
Verordnung. Im Jahre 1931 und 1932 wurden durch Notver- 
ordnungen verschiedene Abänderungen dieser Abschnitte ge- 
trofifen, sodaß eine gleichmäßige Rechtsprechung nicht mehr 
möglich war. 

Die deutsche Regierung hat von den in den betreffen- 
den Notverordnungen stattgefundenen Änderungen der Regie- 
rungskommission Mitteilung gemacht und zur Vermeidung ei- 
nes doppelten Kechtes gebeten, die Abrede des Jahres 1926 
zu ergänzen und die im Reich vorgesehenen Änderungen zu 
übernehnen. 

. _Es handelt sich bei Ger Vorlage lediglich um eine 
Vereinfachung sowohl in der ftechtsprechung als auch in der 
verwaltungsmäßigen Durchführung, ohne daß materielle Ande- 
rungen des Fürsorgerechts dadurch hervorgerufen werden. 


in. 
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In der Komnission wurden zu der Vorlage keine Bedenken 
Ber. lediglich die Kommunisten behalten sich vor, im 
Lenum Anträge einzubringen. 


Zu e): Abänderung der Zusammensetzung der S ey 
et earsnen. 


Auf die Frage in der Kommission, wie die Zusammen- 
setzung der Schuldeputationen, Schulvorstände und Schulkommis- 
sionen vorgenommen wird, erklärte Ministerialrat Dr. Lichthardt 
den Zustand, wie er bisher gültig war und wie er durch die Vor- 
lage geändert werden soll. | 

ie FOriues sehe vor, daß die Zusammensetzung der 
Schuldeputationen, Schulvorstände und Schulkommissionen so ge- 
ändert werde, daß die Lehrerschaft mit einer größeren Zahl in 
den genannten Körperschaften vertreten sein wird. Ferner sieht 
Bee. Torlage vor, daß die Lehrerschaft ihre Vertreter selbst 
W ' | 


Diese Änderungen machen eine Abänderung der $3 44, 
45, 47, 50 und 5l des Volksschulunterhaltungsgesetzes vom 28. 
Juli 1906 nötig. | 

Im übrigen stellt der Entwurf im allgemeinen eine 
Rechtsangleichung an die Verhältnisse in Preußen dar. 


Zentrum und Sozialdemokraten erklären, daß sie der 
Vorlage keine Bedeutung mehr beimessen, d dieselbe schon 1920 
in Preußen eingeführt und längst von der Lehrerkammer gefordert 
worden Sei. 

.... „Die Kommunisten erklären, daß sie das Stimmrecht der 
Geistlichen ablehnen und sich vorbehalten, im Plenum entsprechen- 
de Anträge einzubringen. | 

In übrigen behalten sich sämtliche Fraktionen ihre end- 
gültige Stellungnahme bis zum Plenum vor. N 

ie Kommission wünscht, daß eine Debatte über die Vor- 
lage im Plenum stattfindet. 


Ber: Eu t 


der III. und VII. Kommission des Landesrates 
über die Beratung des Verordnungsentwurfes be- 


treffend 
Milderung von Härt in der Sozial- 


versicherung. 


Die 3. und 7. Kommission haben in ihrer gemeinsamen 
Sitz am 30.Juni ds.Js. die Vorlage beraten und wie folgt da- 
zu Stellung genomen: 


Wie die der Vorlage beigegebene Denkschrift it 
handelt es sich hier um die Übernahme einer reichsgesetz- 
lichen Bestimmung, durch welche Härten in der Sozialversiche- 
rung gemildert werden. Es_sind damit solche Härten gemeint, 
die entstehen, wenn eine Rente aus der Invaliden-‚der Ange- 
©. 8tellten- und der ea een ae > x 
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neben Bezügen aus den Reichsversorgungsgesetzen oder 
neben Bezügen aus versicherungsfreier Beschäftigung 
zum Ruhen gebracht worden ist. Der Entwurf sieht nun | 
vor, daß ein Teil jeder Rente dem Versicherten verblei- 
ben soll, die bisher unter Umständen ganz gesrie ER 

Die Kommission war der Ansicht, daß diese Mil- 
derungen von Härten sich auch auf die Unfallrenten er- 
strecken müßten. 


Die Stellungnahme der Kommission war folgende: 


Die Vertreter des Zentrums, der Nationalsozialisten 
und der Deutsch Bürgerlichen Mitte stimmen der Vorlage zu. 


Die Sozialdemokraten stimmen der Vorlage zu, beantragen 
aber darüber hinaus, daß diese Milderungsbestimmungen 
gleichzeitig auf die Unfallrenten ausgedehnt werden. 


Die Kommunisten stimmen der Vorlage zu und behalten sich 
vor, im Plenum folgende Anträge zu stellen: 


l. Aufhebung aller Rentenkürzungen; 


2. Aufhebung der Ruhensvorschriften für nebeneinan- 
derlaufende Renten; 


3. „ledergewährung aller entzogenen Renten; 


4. Erhöhung der Renten aus allen Zweigen der Sozial- 
versicherung entsprechend dem Existenzminimun; 


5. Als Vollrente für Unfallverletzte den vollen 
Jahresarbeitsverdienst; 


6. Volle Heilfürsorge für alle Sozialrentner und 
ihre zuschlagsberechtigten Angehörigen; 
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Jiederherstellung der Anwartschaftbestimmungen 
nach dem Stande vom 1.Dezember 1931; 


8. Herabsetzung der Invaliditätsgrenze von 66 %/3 % IbJ 
auf 50 %. 10 
9, er zung der Grenze zur Erreichung der ÄAlters- | q 
grenze von 65 auf 60 Jahre; | 
10. Aufhebung der Krankenschein-und Rezeptgebühr,; 1 z 
11. Krankengeld für die Dauer der Krankheit in Höhe | 
des Arbeitsverdienstes eines Vollarbeiters der N 
Berufsgrupve, der der Kranke angehört; UV 
12. Gewährung voller Familienhilfe; 
13. Freie Ärztwahl für die Versicherten, Beseitigung | 
des Vertrauensarztsystens; | 
14. Uneingeschränkte Krankenbehandlung ; | 
15. Volle Heilmittelleistung, ebenso Prothesen und | 
voller Zahnersatz; 
16. Freie 'iahl der Heilmethoden, soweit diese auf 
gesundheitswissenschaftlicher Grundlage beruhen 
und von Ärzten oder geprüften Heilkundigen an- >> 
gewandt werden; n 


7. 
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17. Sicherstellung der Leistungen der gesamten Zweige 
der Sozialversicherung durch Reichsmittel, Auf- 


bring der liittel durch die Unternehmer im Umla- 
geverfahren; 


18, Völlige Selbstverwaltung der Sozialversicherung 


urch den von den Versicherten zu wählenden Ver- 
waltungsausschuß. 


Die Kommission empfiehlt dem Plenum die Annahme der 
Vorlage. 


Wir beginnen mit Punkt 1 der Tagesordnung betr.: 


Abänderung de ommensetzunz de > Di» 
deputstionen, schulvorstände und »schul- 
omm STLONEN. 


Ich erteile hierzu dem Sprecher des Zentrums, Herrn Abgeord- 
neten Martin das Wort! 


ibg». Martin (2): Meine Dame und meine Herren! Im Namen der Zen- 


trumspartei, der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter- 
artei, der Deutsch-Saarl.Volkspartei,_der Partei der 
eutsch-Bürgerlichen Mitte habe ich folgendes vorzubringen: 


"Gegen die vorliegende Verordnung betreffend Äbän- 
derung der Zusammensetzung der Schuldeputationen, Schulvor- 
stände und Schulkommissionen haben wir keine politischen 
Bedenken; denn sie entspricht dem allgemeinen !lunsche der 
gewölkerung, die rechtlichen Verhältnisse des Saargebietes 
denen des Reiches und der Länder anzupassen. Wir wundern 
uns nur, daß diese Vorlage so spät gekommen ist und zwar 
zu einem Zeitpunkt, wo nach der Neuwghll der Gemeindever- 
tretungen die Schuldeputationen und Schulvorstände eben 
erst neu gebildet worden sind. Wir legen deshalb auf die 
Einführung dieser Verordnung keinen \ert mehr. 

ir hatten auch gewünscht und den Antrag gestellt, 
die Lehrer als Schöffen an den Jugendgerichten zuzulassen. 

as ist uns zwar mehrmals zugesagt worden. Nachdem aber 
kürzlich die Neuwahl der Schöffen und Geschworenen statt- 

efunden hat, ohne daß eine ag, anhenep Vorlage unter- 

reitet noch verabschiedet war, legen wir auch auf diese, 
Verordnung keinen lert mehr. Luf die völlige Rechtsanglei- 
chung wollen wir bis 1935 warten. 


Zur schulpolitischen Lage 


ist folgendes zu sagen: 


Der Druck, der auf saarländischen Bergleuten lastet, 
wirkt ungehindert weiter; er hat sogar noch zugenommen. Noch 
immer ist die französische Schule der EBDBRRGEIRET vieler 
Beschwerden, werden a gemacht, Kündigungen in 
Aussicht gestellt und mit Entziehung besserer Posten gedroht, 


wenn es gilt, für französische Schulen zu werben oder \n- 
meldungen an deutsche Schulen rückgängig zu u Ku 
usamme 
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Eusamienhang worden uns besonders der französische Schul- 
direktor Schillinger und der französische Lehrer laegemaccker 
in Ludweiler genannt. Ich habe bei Herm Minister Zoricic 
diese unzulässige Werbung. zur Sprache gebracht und hoffe 
daß sie endlich unterbleibt. Dieselben Herren aus Ludweiler 
verstehen es ausgezeichnet, jeden Verdacht von sich abzu- 
wälzen, indem sie selbst Beschwerde führen über schlechte 
Behandlung französischer Schüler in der Kirche und ihrer 
werten Person durch deutsche Lehrer. | 

Aus Iudweiler wird uns auch berichtet, daß der. 
Bergmann Hollinger nur deshalb entlassen worden sei, weil 
er anläßlich der Verbreitung eines Flugblattes, das vor 
dem Besuch der französischen Schule warnte, in der Unter- 
haltung mit Koloniebewohnern erklärte: Jedes deutsche Kind 
gehört in die deutsche »chule!” Daß Hollinger nur aus die- 
Sem Grunde entlassen wurde, bestätigte die Verhandlung des 
Sicherheitsausschusses mit der Grubenverwaltung. Da Hol- 
linger 8 Kinder hat, durfte ihm aufgrund der !. Bacnng 
zwischen Gewerkschaften und Bergwerksdirektion garnicht ge- 
kündigt werden. Die Grubenverwaltung hat aber rundheraus 
erklärt, die Domanialschule sei eine Nebenanlage der Grube, 


und sie könne niemand beschäftigen, der ihre Arbeiter bedrohe. 


ls ob die Behauptung Hollingers eine Bedrohung darstelle! 
„uch diesen Fall habe ich Herrm Minister Zoricic vorgetra- 
gen. Hoffentlich hören wir noch davon! _ 

Ein weiterer Fall: Ein Schulleiter sollte Ostern 
1932 Rektor werden, weil der Ort eine sechste Klasse er- 
hielt. Lediglich weil der Fortbestand der Klasse nicht hin- 
reichend gesichert erschien, so versicherte Herr Direktor 
Dr.Colling in einem Briefe, unterblieb die Ernennung zu 
Ostern 1932. Herr Minister Zoricic selbst hat uns vor einen 
Jahr erkligt. die Beförderung werde erfolgen, sobald sich 
Ostern 19% erwiesen habe, daß die Schülerzahl bleibe. Ob- 
wohl nun die Schule zu Ostern 1933 bedeutend zugenommen hat, 
sodaß sogar die Errichtung einer neuen Klasse beantragt war, 
ist bis heute die Beförderung des Schulleiters unterblieben. 
Wir haben den Fall erneut dem Herm Minister vorgetragen 
und warten auf den Entscheid. 

Wie schwer es auch dem lgtzten Bergmann gemacht, 
wird, seine Kinder der deutschen schule zuzuführen, beweist 
das Schicksal derjenigen Bergleute, die mutig und aufrecht 
der Stimmung ihres Blutes und ihres Gewissens gefolgt sind. 

Die Bergleute in Ludweiler, die seinerzeit gegen 
die Schulspeisung an der französischen Schule gestimmt haben, 
sind restlös entlassen worden. uch die Bergleute in Jägers- 

reude, die sich damals gegen den Druck zugunsten der fran- 
zösischen schule beschwerten, haben sämtlich ihre Entlassung 
erhalten. Natürlich wird ein anderer Grund vorgeschoben. 
der schützt nun diese Leute ? 


Die französische Schule hat sich zu einem Geschwür 
am deutschen Volkskörper entwickelt. Sie spaltet unsere 
chul jugend, trennt die Gemeinschaft der Erwachsenen, trägt 
Feindschaft in Familie und Gemeinde, setzt Behörden in Be- 
we ung und ist ein dauernder Unruheherd. Daß dann eine ver- 
giftete Atmosphäre entsteht, daß Schulkinder einander ver- 
prügeln und gegenseitige ERDE erhoben werden,ist 
nicht verwunderlich. Verwunderlich ist nur, wie man die 
Schuld einseitig bei einem Volksteil suchen kann. So rüh- 
menswert das Verhalten zahlreicher leitender Franzosen ist, 
denen die Lufgabe der französischen Schule, deutsche Schul- 
nder ihrem Volkstum zu entfremden, ein Greuel ist, so 
tadelnswert ist das Verhalten zahlreicher französischer 
Lehrer. Es sind wahrlich nicht alle die besten, die zu uns 
| in 
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in die “Kolonie” kommen. llan fragt sich nur verwundert ‚wa- 
rum die Franzosen bei der anerkannten Erfolglosigkeit ıh- 
rer Bemühungen ihre Schulen nicht schon längst aufgegeben 
haben. Fürchten sie, daß sie bei Jufgabe des Druckes auch 
noch das eine Prozent sasrländischer Schulkinder verliert? 

‚__denn man eine ehrliche mit Deutsch- 
land will, dann ziehe man zuerst diesen Pfahl aus dem deut- 
schen Volkskörper heraus. Die übrigen Zufgaben, die es zu 
lösen gilt, sind dann nur einfache Rechenaufgaben ! 


( Bravo - Rufe !) 
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Vorsitzender: Das lort hat Herr Abgeordneter Sommer! 





Abg. Sommer (KP): Meine Dame und meine Herren! Eine sehr viel un- 


‚strittene Frage ist die Schulfrage. Sehr viele, insbesondere 
die heutige«Deutsche Front"haben die Schulfrage dazu benützt 
als besonderes Argument der Verhetzung der Bevölkerung. Die 
Regierungskommission als Solche versucht, nachdem die letzte 
Wahl gezeigt hat, daß 84 000 Wähler in der Front des Klassen- 
kampfes stehen, uns zu benachteiligen. ir als Kommunisten 
wissen, daß die Schule nicht mehr und nicht weniger ist, als 
eine Schule der kapitalistischen Wirtschaftsordnung, der 
Heiligkeit des Privaveigentums und des Profits. Nach der 
neuen Vorlage können wir feststellen, daß die Mehrheit der 
Schulvorstände, Schuldeputationen und Schulkommissionen ge- 
bildet wird von den besoldeten Elementen und von dem Verwal- 
tungsapparat. Wir als Kommunisten haben unsere Anträge vor- 


liegen und wir beantragen, daß die .ahl der Schuldeputationen, 


Schulvorstände und Schulkommissionen aus den Reihen der 
schulpflichtigen Kinder vorgenommen wird. Nur so wird es 
möglich sein, in Wirklichkeit eine Vertretung zu schaffen, 
und zwar verlangen wir, daß die gewählten Vertreter das 
Recht haben zu bestimmen. 

eiter beantragen wir die kostenlose Belieferung 
von Lern-und Lehrmitteln. 

Ferner haben wir einen Antrag eingebracht betref- 
end Ausbau der Schulspeisung. 

Wenn man von der Deutschen Front darauf hinweist, 
daß die Domanialschulen und die Bergwerksdirektion besondere 
Maßnahmen antendet, so _möchte ich darauf hinweisen, daß die 
"Deutsche Front“ kain Recht dazu hat, über diese Dinge zu 

lagen und zu jammern, denn sie war es, die der Bergwerks- 
direktion erlaubt hat, die Schulen einzurichten. Sie hat 
neiter einschließlich der Sozialdemokraten ermöglicht, das 
Lohn-und Lebensniveau der Arbeiterschaft zu senken. »1e war 
es gewesen, die keinen Kampf gegen lohnabbau und Feierschich- 
ten geführt hat. Ich erinnere Sie daran, daß Ihre Geistlichen 
an den französischen Schulen Unterricht erteilen gegen ein 
Bee Honorar und gegen freie Belieferung von Kohl 

ann darf man sich nicht gegen die französischen schuler wen- 
den. Auf der anderen Seite betreibt man eine Judenverfoigung 
und beschäftigt sich damit, wie .groß die Hakennase des Ju- 
den ist. Man erzählt der Jugend nicht das wesentliche, was 
ihr Glenlich wäre, sondern man betreibt in Wirklichkeit eine 
Vorbereitung für den späteren Dienst als Soldaten. Das sind 
die Methoden, die man in der Schule anwendet. Ferner sind im 
Saargebiet, seitden die Regierungskommission hier ist, nicht 
ng pe als 40 Kirchen erbaut worden und es geht das Gemunkel, 
daß die Bergwarksdirektion sehr stark daran beteiligt ist. 
So sehen die Dinge aus und nicht anders. In Grube Veisen er- 
baut die Grubenverwaltung einen Altar, ein deutscher katho- 
lischer Geistlicher gibt Unterricht, erhält dafür ein Hono- 
rar, und man sagt au! der anderen Seite, wie es in Heiligen- 
wald passiert ist:das sind landesverräter. Man ist aber in- 
teressiert daran, daß sie in die Kirche gehen, Kirchensteuern 
bezahlen, und sie beten zu einem Herrgott, Landesverräter 
und andere. 

Und wenn einmal, meine Herren von der Rechten oder 
von der "Deutschen Front“ die Geheimarchive eöffnet werden 
über das -Saargebiet, so werden die Arbeiter darüber staunen, 
welchen Verrat _sie erlitten haben in der Schulfrage sowie in 
allen anderen Fragen, wo man sagen kann: die Herren Ger 

Deutschen Front" waren es, dis zusammen mit der Regierungs- 
kommission die Arbeiterinteressen im Saargebiet verschachert 
aben. 





en unc Licht. 
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orsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter lieser ! 


ibg. Lieser (SP): Meine Dame und meine Herren! Über die Schulfrage 


im Saargebiet ist in diesem Hause schon soviel gesprochen 
worden, daß ich mich im Namen meiner Fartei darauf be- 
schränken kann, as kurze Ausführungen zu machen zu der 
Vorlage, wie sie heute von der Regierungskomnission dem 
andesrat vorgelegt worden ist. Es ist zwar nicht auffal- 
Jena, aber doch bezeichnend, daß in der hehe Ja Sitzung 
ein Sprecher der "Deutschen Front " hervortreten konnte. 
Meine Herren! Es kann sein, daß Sie sich einbilden, daß 
Sie durch die Bildung der "Deutschen Front " bessere Deut- 
sche geworden sinä. Äber wir wehren uns mit Entschiedenheit 
dagegen, als schlechtere Deutsche bezeichnet zu werden. 
Herr Martin, als Sprecher der "Deutschen Front" 
hat erwähnt, und dem haben wir auch immer zugestimmt, daß 
möglichst die deutschen Gesetze auch im Saargebiet zur 
Ausführung kommen sollen. _ VER Be 
._. „Sit der Vorlage l ist die Kegierungskommission 
reichlich spät gekommen, eigentlich zu spät. Denn das,was 
die Regierungskommission im Landesrat verlangt, ist im 
Dritten Reich nicht mehr möglich. Denn drüben haben die 
Breiten Vertreter gar nichts mehr zu sagen. Eine Person 
estimmt, was zu tun und zu lassen ist. Ich meine, das soll- 
ten die Herren von der Deutschen Front schon gemerkt haben, 
wie der Wind geht. | 
Jahre hat nan gebraucht, um eine Verordnung 
vorzulegen, die schon im Jahre 1920 drüben in Preußen Gesetz 
geworden ist, und ausgerechnet, nachdem die letzten Kommu- 
nalwahlen hinter uns liegen, legt man dem Landesrat diese 
Vorlage vor. Nan tut u. unschuldig und wir befürchten mit 
den Kommunisten, daß die neue Verordnung, wenn sie einmal 
Gesetz ist, dazu ausgenutzt wird, um sie zu Ungunsten der 
inken im »aargebiet zu handhaben und deshalb lehnen wir 
diese Vorlage ab. 


(Zurufe der Linken: Sehr richtig !) 


Es ist bei dieser Gelegenheit auch über die fran- 
zösische Schule gesprochen worden. 

Meine Herren! ir haoven immer erklärt, wenn eine 
Einrichtung - mag sie heißen wie sie will - dazu benutzt 
wird, auf Be Arbeiterklasse einen wirtschaftlichen Druck 
auszuüben, daß diese Einrichtung zu verwerfen ist und wir 
waren immer dagegen und wir sind auch heute noch dagegen. 
Aber wenn Sie, meine Herren von der Deutschen Front, sich 
das Recht nehmen, über die französischen Schulen zu jammern, 
dann nehmen wir uns das Recht, auch einmal über die deutsche 
Schule berechtigte Kritik zu üben. Heute scheint es liode 


eworden zu sein in der deutschen Schule, daß man die höchste 


ufgabe darin sieht, daß man den jungen lenschen als Mili- 
taristen erzieht und es ist wır gerade gestern von Oberbex- 
bach gemeldet worden, daß der Lehrer Braun anscheinend seine 


höchste Aufgabe darin sieht, den Schulkindern das Horst-\essel 


Lied und das Deutschlandlied beizubringen. Wir wenden uns 
ee a wir wenden uns gegen den Militarismus, 
er sich die schule erobern will. 

Zu den Angriffen des Abgeordneten lorenz auf die 
freien Gewerkschaften will ich nur bemerken, daß diese sich 
gegen jeden lIohnabbau_energisch zur ehr gesetzt haben_und 
Sich auch weiter zur Wehr Setzen. Die freien Lehr-und Llern- 
mittel in den Schulen haben wir von jeher gefordert und wir 
können daher den !:ommunistischen Antrag unterstützen. 

as ist unser. Gutachten zu der Vorlage. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Staatskommissar! LUo 


Staatskommissar Kuchenbecker: lieine Dame und meine Herren! Die Re- 
gierungskommission hat mich beauftragt, Ihnen nachfolgende 


SCRKRIETURg 
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bekanntzugeben und Ihre Aufmerksamkeit auf die darin ent- 
haltenen Zahlen zu lenken. 


ik. “ Gegenüber den Behauptungen, nach welchen die fran- 
zösısche-Bergwerksdirektion durch Ausübung von Druck ihre 
Angestellten angeblich zwingt, ihre Kinder in die Domanial- 
schulen zu Senden, genügt es, folgende Tatsachen festzustel- 

en: 

Zu Ostern 1933 waren in den deutschen Volksschulen 

des Saargebietes insgesamt 121 259 Kinder eingeschult. Die 
französische Bergwerksdirektion beschäftigt 47 951 deutsche 
Angestellte und Arbeiter. FEMan Gen wird die französische 
Domanialschule insgesamt von 14 saarländischen Kindern 
besucht, von denen eine größere Anzahl Kinder von Eltern 
Sind, die in keinerlei Dienstverhältnis oder Abhängigkeit 
gezenüber der Bergwerksdirektion stehen. Eine einfache Gegen- 
überstellung dieser Zahl erbringt den besten Beweis für die 
Unhaltbarkeit der Behauptung über das Bestehen eines Druckes 
seitens der Bergrerksverwaltung. " 


Vorsitzender: Das liort hat der Herr Abgeordnete lartin! 


Abg. Martin(Z): Zu der abgegebenen Erklärung möchte ich bemerken, 
daß die Bergwerksdirektion jedes Jahr eine derartige brklä- 
rung abgibt, aber sie hat anscheinend bis jetzt ihre Lehrer 
nicht angewiesen, diese Jausbesuche zu unterlassen. 

ch habe wieder eine Reihe von Zeugnissen von Berg- 
leuten, weiche bei mir waren, und die bereit sind, die Sache 
zu beschwören. 


Vorsitzender: Damit ist die Vorlage erledigt. | 
„ir kommen nun zu den Vorlagen £, 3 und 4. Zu diesen 
Vorlagen liegt ein schriftlicher Sericht vor. 
Ich erteils hierzu dem Abgeordneten Gärtner das Wort. 


Abs. Gärtner (Z): lieine Dame und meine Herren! Im Namen der Deutsch- 
Saurländischen Volkspartei, der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiter Fartei, der Bürgerlichen lüitte und des Zentruns 
habe ich folgendes auszuführen: 
| Wir verweisen auf die Fragen, die in der Sitzung der 

Kommission gestellt worden sind, die auf die 3 vorliegenden 


r r 


Torlagen Bezug nehmen. In Protokoll sind die Einzelheiten, 
Gie einzelnen Fragen, nicht festgehalten worden, die wir ın 
der Sozialen Kommission aufgeworfen haben. Da sie jedoch der 
Regierungskomrission bekannt sind, erwarten wir, daß die Re- 
gierungskommission diesen Fragen Ihre Aufmerksamkeit schenkt 
und diesen Fragen Nechnung trägt. 

Nir verweisen ferner auf eine Eingabe der Christ- 
lichen Gewerkschaften an die Regierungskommission bezüglich 
der Erwerbslosenfürsorge. Bei der praktischen Durchführung 
der neuen Erwerbslosenfürsorge haben sich ungeheure Härten 


eingestellt, und diese Härten sind in dieser Denkschrift, in 

dieser Eingabe niedergelegt. !ir machen uns diese Eingabe zu 

eigen und erirarten auch hler, daß die ai aaa Alan U 
alles 
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alles tut, damit diese ungeheuren Härten, die da zu Tage 
treten, bei der praktischen Durchführung bese viet werden. 

Die Vorlagen 3 und 4 sind laut Protokoll als an- 

genommen betrachtet worden und damit ist unsere Erklärung 


. abgegaben. 


Vorsitzender: Das ort hat der Herr Abgeordnete Frisch ! 


bg, Frisch (KP): Zu Punkt 3 der Tagesordnung hat die Kommunisti- 


h 


sche Fraktion zu sagen, daß wir im vorigen Jahre verschie- 
dene Anträge gestellt haben, und daß wir verlangten, daß 
ür die in diesen Anträgen vorgesehenen Kategorien die 
Frist für Schuldner und Gläubiger auf unbegrenzte Zeit 
verlängert wird. ro 
Zu Punkt 4 der Tagesordnung betr.: 


Abänderung der zwischen der Hegierungskommission 
und der Reichsregierung getroffenen Äbrede über 
die KHegelung der fürsorgerechtlichen Beziehungen 
zwischen dem »aargebiet und dem PeraneR Reichs- 
gebiet (Autsblatt 1926 Nr. 420 Seite 196) 


haben wir Erg zu a A der heutigen Zeit des 
Drei erEnnges er Jirtschalt überhaupt, wo ein noch im Be- 
triebstehender heute nicht weiß, ob er morgen noch geregel- 
te Arbeits-und Einkommensverhältnisse hat, oder ob er den 
Narsch zur nächsten Fürscrge antreten muß, trifft dieser 
Zustand besondsrs schwer ausländische Arbeiter, wenn sie 
in das Erwerbslosenvsrhältnis geraten. Wenn sie ee 
Werte und Profite geschaffen haben, Steuern bezahlt haben, 
hat man ihnen die »elbsternährungsmöglichkeit genommen, 
man hat sie rechtlos gemacht. Es erfolgt nicht selten die 
Ausweisung als lästiger Ausländer, oder zum mindesten hat 
er keinen Anspruch auf_die Fürsorge, die ohnehin schon 
äußerst schlecht ist. Es kam sogar schon vor, daß deutsche 
Ärbeiter, die über 5 Jahre hier ansässig waren und noch 
länger, nach erfolgter Erwerbslosigkeit ausgewiesen wurden, 
oder zum mindesten größte Schwierigkeiten zum weiteren 
Verbleib rg wurden. 

. „Diese vorgelegte Verordnung, die die fürsorge- 
rechtlichen Beziehungen zwischen dem Reich und dem Saar- 
gebiet regeln soll, veranlaßt uns, insoweit der RRapszuRE 
zuzustimmen, als dieselbe die rer: Fürsorgepflicht 
vorsieht. Alle anderen evtl. Maßnahmen, die aufgrund all- 
eg pi finanzieller fürsorgerechtlichen Versc echterungen 

es andern Landes für den Fürsorgeberechtigten entstehen 
lehnen wir ab. Mir fordern, unabhängig, ob eine solche Ab- 
machung mit einem Staat getroffen wird oder nicht, daß 
ein jeder, der arbeits-oder erwerbslos wird, oder auf ir- 
endwelche Art hilfsbedürftig wird, Anspruch auf Arbeits-, 
ohlfahrts-bezw. Armenunterstützung hat, gleich welchen 
Alters, Geschlechts und Nationalität. 
Besonders weise ich bei dieser Verordnung auf fol- 

a latsache hin: Viele Deutsche, die von der sogenannten 
eutschen Hegierung verfolgt werden, halten sich im Saar - 
ebiet auf. Dis tief in die een Kreise hinein gehen 
ie Verfolgungen, und die fast täglichen Meldungen über Er- 


schießungen und Folterungen beweisen, daß diese politischen 


Emigranten unmittelbar mit dem Tode bedroht sind, wenn sie 
die Hände dieser braunen Blutbestien fallen. 

a diese von der Familie verjagten und gehetzten 
Menschen auf die Mildtätigkeit der Saareinwohner angewiesen 
sind, fordern wir, daß denselben nicht nur das u A 
sondern 


in 
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sondern auch das Fürsorgerecht anerkannt wird, darüber 
hinaus, daß aus staatlichen lüitteln Aufenthalts-und Ver- 
pflegungsräume zur Verfügung gestellt werden. 

‚. Bei der Beratung dieser Verordnung in der Komnis- 
sionssitzung wies der betreffende Regierungsvertreter da- 
rauf hin, daß durch die Inkraftsetzung dieser Verordnung 
den politischen Smigranten die Inanspruchnahme der öffent- 
lichen Fürsorge gesichert wäre. 

. „Mir machen jetzt immer häufiger die Feststellung, 
daß die Verfolgungen dieser Flüchtlinge nicht an der Saar- 
grenze aufhören, Sondern daß mitten im ppRLet Terror) - 
stische Überfälle auf Emigranten zu verzeichnen sind, daß 
selbst große Teile der Saarpolizei direkte Verbindungen 
mit den faschistischen Terrörbanden unterhalten, wo z.B. 
festgestellt ist, daß in Schiffweiler eine Sitzung statt- 
fand, zu der abgeblendete und von SA bewachte reichsdeut- 
sche Autos, sowie Motorräder vorfuhren, an welcher Sitzung 
uniformierte Polizisten teilnahmen. Es ist dies der Beweis, 
daß nur die werktätige Bevölkerung an der Saar demanti- 
faschistischen Massenselbstschutz entgegentreten kam. 

...... Folgender Fall beweist auch, daß die saarländische 
Polizei auf dem Sprungbrett steht, die Emigranten an die 
braunen Narrorbenden suszuliefern. Die Polizei in Landswei- 
ler bestellt Emigranten in die lohnung und teilt ihnen im 

ıltrag der Regierungskomnission mit, daß sich dieselben 
bis zum l.August aus dem Saargebiet zu entfernen haben, 
weil sie der öffentlichen Wohlfahrt zur Last fallen. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


rsitzender: Herr Abgeordneter Frisch, Ihre Ausführungen fallen 


mehr unter die allgemeine Aussprache. Ich bitte Sie,halten 
Sie sich an die Tagesordnung. 


g. Frisch fortfahrend: Diese faschistischen Maßnahmen der Saar- 
polizei gegen die Emigranten und lierktätigen an der Saar. 
rufen verstärkt die Äntifaschisten zum Kampf gegen Faschis- 
mus und Terror. 


Za Punkt 2 der Tagesordnung betr.: 
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Milderung von Härten in der Sozialversicherung 


haben wir folgendes zu sagen: Äh 
| . Diese Ende Februar von der Neichsregierung aus 
rein agitatorischen Gründen und Stimmenfang HOranags&e bape 
Verordnung, die sozialreaktionären Taten nach der Nachtüber- 
nahme beweisen das hundertprozentig,reranlaßt uns, eine | 
Rei he von Forderungen für die Kriegs-und Arbeitsopfer ein- 
zubringen. Die kaum nennenswerten Verbesserungen, Sowie die 
geringe Anzahl von Rentnern, die unter diese el ers Fr 
en und der überaus große Notzustand in tausenden Familien 
verlangen eine eminentc Verbesserung der Renten und Pensionen. 
Ich kann mich wegen der Kürze der Redezeit nicht speziell 
mit jeder Einzelheit der Forderungen befassen, aber eins 
will ich besonders betonen, die fortgesetzten Verschlech- 
terungen gerade auf sozialem Gebiet, die vielen Notverord- 
nungen, die gerade die re Arbeitsrentner be- 
trolfen haben, haben große leile von denen, denen man den 
des Vaterlandes versprochen hat, zu einem absoluten _ 
Hungerleben verdammt, sogar vollständiger Rentenentzug bei 
sehr vielen war die Tatsache. 90 Prozent Kriegsrentnern hat 
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man alles genommen. Und die braune TORTOTFOGLETUnG, die 
Bi h ebung 
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Aufhebung der Notverordnung innerhalb 24 Stunden ver- 
sprochen hat, betreibt den direkten und indirekten \bbau 
weiter. Man könnte mir Übertreibung vorwerfen, wenn nicht 
die Tatsache dem gegenüber stände und nicht in Ausnahnen, 
sondern ich möchte Bageg Fon hier liogt System in der 
Methode, scheinbar nach dem Motto des Nationalsozialisten 
und Natıionalfaschisten Ernst Mann, daß derjenige, der nicht 
selbst Ernährungsmöglichkeit hat, der dem »taat zur last 
fällt, doch zu der üaffe des Selbstmordes greifen soll. 

Wir Kommunisten empfehlen den Sozialrentnern einen anderen 
Weg zu gehen und andere Waffen, die ihnen Leben und Existenz 
arantieren. Einer der vielen Beweise, wie rigoros man den 
riegsbeschädigten abgebaut hat. Einem 90 % Kriegs- 

beschädigten von landsweiler, der aufgrund der Kriegsbe- 
Rue Hicht zur ROrges hast stark gelitten, sondern 
such geistig in einem solchen Zustande ist, daß er dauernd 
einer zweiten Person zur Aufsicht bedarf, hat man die ge- 
samte Rente genommen. Dieser bedauernswerte liensch muß von 
seiner \Mutter, die Bergarbeiterwitwe ist und selbst Hunger- 
bezüge hat, unterhalten werden. Dieser 50% ige oder besser 
gesagt 100 % ige Kriessinvalide bezieht von der Gemeinde 
ndsweiler Armenwohlfahrtsunterstützung. Das beleuchtet 
so richtig die sogen. Menschen-und Sozialrechte und das 
Bea von dem sogenannten Sozialstaat. Die Saarregierung 
hat diesen Kriegs-und Apsssesptern neuerdings einen Kon- 
gress verboten und hat diesen Menschen das Recht genommen, 
Im Saargebiet zusammenzukommen, also in gewissem Sinne das 
Koalitionsrecht beschränkt. Sie verbietet entrechteten 
Menschen,daß sie Forderungen auf Leben und Existenz stellen, 
und da spricht man noch von Freiheit an der Saar. 

Bei dieser snzialpolitischen Vorlage möchte ich | 
nicht unterlassen, gegen die ee a u 
tischen Verordnung, die am l.Juli durch die Regierungskon- 
mission in u Yan wurde und über hunderttausend. 
Menschen nit Familienangehörigen absoluten Hunger diktiert, 
schärßtens protestieren. Das_ist die Neuregelung der Er- 
werbslosenfürsorge, die das Lebensniveau einer großen 
Volksschicht an der Saar dermaßen herabdrückt, daß die 
von dieser Verschlechterung Betroffenen sich mit einer 
allzu berechtigten Erbitterung tragen müssen. Will man uns 
bei vollen Scheunen verhungern lassen? Die Scenen, die sich 
jetzt an den Stempelstellen und Arbeitsämtern abspielen, 
und besonders die tausende hungrigen Kinder, denen die Hunger- 
züge in frühester Jugend anzusehen sind, klagen eine ganze 
Gesellschaft an. Die Auswirkungen solcher Verordnungen - 

10 bis 12 % direkter *bbau der Erwerbslosenbezüge, 15 % für 
Miete, Wasser und Licht, dazu noch Zufhebung er \lohnungs- 
zwangswirtschaft mit ihren Folgen ist ein 27 % iger \bbau, 
das Verbot jeglicher rn gleichbedeutend 
jeglicher Hilfe, letzten Endes kommt dazu auch noch die 

eo Frarteuerung um 10 %, die besonders die unteren Volks- 
schichten trifft, weil Brot gerade das Haupternährungsmittel 
für sie darstellt. Alle diese Verschlechterungen reden laut 
von den Not- und Eungerzustand in den Mansarden und Keller- 
räumen, die meistens schon jahrelang darben, bei denen 
Wäsche und Kleider zerrissen sind und die Nittel zur Neu- 
eanschaffung fehlen. Dazu kommt noch, daß laut Verordnung 
‚die Erwerbslosen zur Pflichtarbeit gezwängt werden. Es ist 
keine Seltenheit, daß sogar in Gemeinden dazu UDSrgene en 
wird,die Erwerbslosen dazu zu benutzen, um die bankerotten 
Kommunaletats etwas zu balanzieren. Auf die Art und Weise 
versucht man, durch Pflichtarbeit Neuanlagen, wie Wegebau 
in Heiligenwald, öder wie in Oberthal auf diese Weise 
Heizung und Wasserleitung in die Kirche zu legen. _ 

Durch Streiks und in Versammlungen haben die 


Erwerbslosen 
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Erwerbslosen ihre berechtigte . Empörung zum Ausdruck ge- 
bracht und Aufhebung oder Zurücknahme der Verschlechterungen 
sowie tarifmäßige Bezahlung jeglicher Arbeit verlangt.Die 
Antwort der Regierungskommission oder ihrer Organe waren 
Verbote von Versammlungen, und besonders das äußerst bru- 
tale Vorgehen der Polizei gegen die demonstrierenden Frauen 
und Kinder zeigt, daß man den Charakter und das soziale 
Verständnis der Saarregierung kaum noch verstehen kam. 

BR Sit Die Kommunistische Landesratsfraktion erhebt 
hiermit den schärfsten Protest gegen solchen brutalen _ 
Polizeiterror und stellt fest: Von dieser Art saarländi- 

An umpkratie bis zum offenen Faschismus ist nicht mehr 
sehr weit. 

Und wenn ich zum Schluß auf eine Kategorie Für- 
sorgeberechtigte besonders hinweise, und zwar auf die 
Ortsarmen, die auf Gedeih und Verderb den zum größten. 

Teil bankrotten Gemeinden nueingenbeLit sind, weil die 
Bezüge dieser Armsten einfach katastrophal sind-besonders 
bei den Landgemeinden - es kommt nicht von ungefähr, daß 
Feeis aus dieser Kategorie zum größten Teil die buchstäb- 
ich zerlumpten bettelnden Kinder herkommen. 
wir verlangen, daß aus staatlichen Mitteln den 
Gemeinden Zuschüsse Brenn werden, damit die Sezüge der 
DE santuen euf die Höhe unserer Anträge gesetzt werden 
Önnen. 
. Alle die Maßnahmen, die zur Verelendung der 
werktätigen Bevölkerung führen, und insbesondere die 
schlechte lage der Sozialrentner, beweisen: Mit Hunger’und 
Not gegen die Werktätigen hält die herrschende Gesellschaft 
ihre Machtposition und stellt die Arbeiterklasse vor die, 
große Aufgabe, die Karl Marx ihr gestellt hat: Die Befrei- 
ung der Arbeiterklasse kann nur das Verk ihrer selbst sein. 


Die Kommunistische Fraktion bringt zu den einzelnen Vor- 
lagen folgende Anträge ein: 


zur Vorlage betr.: \ülder von Härten in der 
SS FRVKRTTFENTTETTT 
1) Sofortige Aufhebung aller Rentenkürzungen. 


.2) Aufhebung der Ruhensvorschriften für nebeneinanderher- 
laufende Renten. 


3) Wiedergewährung aller entzogenen Renten. ; 

4) Erhöhung der Renten aus allen Zweigen der Sozialversciche- 
rung auf mindestens 600.-Franken im \onat, für alle zu- 
schlagsberechtigten Angehörigen 150. -Frs. 


5) Als Vollrente für Unfallverletzte den vollen Jahres- 
arbeitsverdiengt. 


6) Volle Heilfürsorge für alle Sozialrentner und ihre 
zuschlagsberechtigten Angehörigen. 


— 
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7) Wiederherstellung der Anwartschaftsbestimmungen nach 
dem Stande vom 1.Dezember 1931 


8) Herabsetzung der Grenze zur Erreichung der Altersgrenze 
von 65 auf 60 Jahre. 


9) Herabsetzung der Invaliditätsgrenze von 66 2/3 auf 50 %. 


10) Aufhebung der Krankenschein-und Rezeptgebühr. 


11) Gewährung des Krankengeldes für die Dauer der Krankheit 
in Höhe Bor Arbeitsverdienstes eines Vollarheiters der 
Berufsgruppe, der der Kranke ängehört. 


12) Gewährung voller Familienhilfe. 


13) Freie Arztwahl für die Versicherten, Beseitigung des 
Vertrauensarztsystens. 


14) Uneingeschränkte Krankenbehandlung. 


15) Volle Heilmittelleistung, ebenso Prothesen und voller 
Zahnersatz. 


16) Freiwahl der Heilmethoden, soweit diese auf gesundheits- 
wissenschaftlicher Grundlage beruhen und von Arzten oder 
geprüften Heilkundigen angewandt werden. 


17) Sicherstellung der Leistungen der gesamten Zweige der 
Sozialversicherung durch Mittel der Regierun | 


bringung der Mittel durch die Unternehner in talase- 
verfahren. 


18) Völlige Selbstverwaltung der Sozialversicherung durch 
von den Versicherten zu wählenden Verwaltungsausschuß, 


Für die wohlfahrtsempfänger und Kleinrentner fordert die 
Kommunistische Fraktion: 


a) Die Pursorgeunterstützungsgätze betragen: für den Haupt- 
BRAeBERtEangaeupfänger 50.-Franken pro lioche, für je- 
En auterhal spflichtigen Angehörigen 30.-Franken pro 
Woche. 


b) Krankenhilfe bestehend aus ärztlicher Hilfe bei freier 
Arztewahl in der Lieferung von Heil-und Pflegemittel 
aller Art, Krankenhausbehandlung und lochenhilfe. 


c) Pflegezulage bestehend in Erstaftung des vollen Aufwan- 
des Körperbehinderten (Heilmitte 


d) Jedwede Rückerstattungspflicht für Fürsorgeleistungen 
ist zu beseitigen. 


e) Für die Durchführung der Fürsorge jeglicher Art sind 
von der werktätigen Bevölkerung zu wählende Ausschüsse 


zu bilden, in denen die Fürsorgeberechtigten maßgeben- 
den Einfluß besitzen. 


f) Privaten oder kirchlichen Wohlfahrtsorganisationen darf 


keinerlei Durchführung der liohlfahrtsfürsorge übertragen 
oder gestattet werden. 


für Blinde ‚Krüppel usw.). 
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b)Anträge 


nn ap ve man wu Te nn un nn 


zur Vorlage betr. : Abänderung de \,Sammensetzu 
der Schuldenutstionen, Schulvorstände und »chu. 


KULIULDDB.LULK I. 


N] we 
ie he rm 
— 


a) Schuldeputationen, Schulvorstände und Schulkommissionen 
werden gebildet ss gewählten Vertrefernlinnen) aus den 
Reihen der schulpflichtigen Kinder. Die Wahl erfolgt im 
jährlichen Turnus. 


b 


u. 


Gemeindevertretungen ee Pr 
len aus ihrer \itte Vertreter in die unter a) genannten 
Körperschaften in einer solchen Zahl, daß die absolute 
Mehrheit der durch Elternwahl (siehe unter a) gewählten 
Vertreter garantiert ist. 


c) Personen, die wie unter a) und b) festgesetzt, nicht 
de gi der unter a) genannten Körperschaften werden, 
dürfen weder mit Stimmw noch mit beratender Stimme 


irgendwelche Tätigkeit in diesen Körperschaften ausüben. 


d) Die so Bernie. unter a) genannten Körperschaften haben 
volles Entscheidungsrecht in allen die Schule betreffen- 
den Fragen ohne Einschränkung. 


e) Die Regierungskommission hat_denm Landesrat sofort eine 
Vorlage vorzulegen, die die 'lahl von Eltern und Schul- 
räten und ihre Kechte als öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften gesetzlich vorsieht und garantiert. | 


f) Die Regierungskommission verpflichtet alle Kommunalbehör- 
den die kostenlose Belieferung von Lehr-und Lernmitteln 
einzuführen. Die den Kommunen daraus entstehenden Kosten 
trägt die a ist zu handhaben die Ein- 
führung der Schulspeisung. 


betr. : Neureselung Erw S 


1) Die am 1.Juli in Kraft getretene Erwerbslosenfürsorge- 
verordnung ist in allen ihren Teilen sofort außer Kraft 
zu Setzen. gereits eingehaltene Unterstützungsbeträge 
sind an die Betreffenden ohne Verzug zurückzuzahlen. 


2) Die von der Kommunistischen Landesratsfraktion eingebrach- 
ten Anträge betreffend das Asylrecht im Saargebiet sind 
unverzüglich zur Durchführung zu bringen. 


3) Die von der Kommunistischen landesratsfraktion dem lan- 
desrat vorgelegten Gesetzesvorlage betr. Amnestiegesetz 
in vom Präsidenten der Regierungskommission mit Gesetzes- 
kraft sofort zu erlassen. Ebenso die von der Kommunisti- 
schen Fraktion eingereichte Vorlage betreffend Bergarbei- 
terschutzgesetz. 
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d)Anträge 


ER u RR ER WR WER AR BR ZERR ui ER RD RER BR RER 


1) Der Landesrat beschließt: Die Regierun skommission wird 


2) 


me orüert, alle Maßnahmen zu ergreifen, um alle Saar- 
länder, welche im Reich inhaftiert worden sind durch 
Faschisten auf freien Fuß zu setzen. 


Der Landesrat beschließt: Die Regierung wird miigefordert, 
‚nigranten 


für alle im Saargebiet befindlichen politischen 
werden von der Hegierungskommission geeignete Räume zur 
Unterkunft und Verpflegung sowie Küchenräume zur Verfü- 
gung gestellt. 


Der Landesrat beschließt: Die Resierungskommission wird 
aufgefordert, das bestehende Demonstrations-und Versamm- 


lungsverbot gegen die proletarischen Organisationen 
ab sofort arekhaben. ı 





a) 


b) 


Erwerbslosen, liohlfahrts-und Armenunterstützung ist zu 
zahlen an alle, die arbeitslos, erwerbslos oder sonstwie 
hilfsbedürftig sind, ohne Unterschied des Alters, des 
Geschlechts und der Nationalität, sowie ohne F..cksicht 
auf den Unterstützungswohnsitz oder Aufenthaltsdauer und 
ob die Heimatgemeinde den Rückzahlungsverpflichtungen 
nachkommt oder nicht. 


Gemäß dem früher schon gestellten BAER der Kommunisti- 
schen Fraktion (betreffenä Erweiterung des Asylrechts) 
sind die proletarischen politischen Emigranten in die 
Erwerbslosen-und Ärmenfürsorge mit allen Kechten einzu- 
beziehen. Alle unter a) entgegenstehenden Bestinm- 
mungen und Verabredungen sind außer Kraft zu setzen. 


A 
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rsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Petri! 


5, Petri (SP): Meine Dame und meine Herren! Die Vorlage 2 sieht | 
eine kleine Milderung von Härten in der Sozialversicherung | 
vor. Diese Verordnung ist im Reich ab l.April ds.Js. bereits | 
worden, wenn auch durch die Anlässe, wie sie 
mein Vorredner betont hat. \ian sollte erwarten können,daß | 
auch im Saargebiet, wo die Regierungskommission den Ver- | 

schlechte en der Reichsreglerung auf dem Fuße folgte, l 

such mit Verbesserungen mit derselben Schnelligkeit ein- | 

gesetzt hätte. In der Vorlage sind nicht alle Bestimmungen 
enthalten. Die rung hat noch zwei weitere Artikel, 
danach wird die Kinderzulage und llaisenrente bis zum fünf- 

zehnten Lebensjahr auf das sechzehnte Lebensjahr erhöht. I 

Wir halten es für selbstverständlich, daß auch im Saar- 

gebiet die Artikel 2 und 3 übernommen werden. Bedauerlich 

ist, daß die Unfallrentner von diesen Milderungsbestim- 
mungen ausgeschlossen sind. In der Bestimmung des Reichs- 

Ps ar ist dies nicht berücksichtigt. Sind diese Un- 

allrentner, die ihre Knochen geopfert haben, denn Staats- 
bürger zweiter Klasse. Nicht nur in der vorliegenden Ver- 
ordnung, sondern auch durch die im Jahre 1932 durchgeführ- 
te Notverordnung wurden die Unfallrentner, wenn sie gleich- | 
zeitig Pension und Invalidenrente bezogen, in unerhörter 

Weise in ihren Bezügen beschnitten. Auch in steuerlicher 

Hinsicht wird der Unfallrentner nicht gleichwertig behan- 

delt. Mir halten es für selbstverständlich, daß dem Unfall- | 

rentner dieselben Ver EUR EABURgER zuteil werden sollen. 

“ir stehen mit tausenden Sozialrentnern in Erwartung der | 

sozialen Erneuerung aus dem Dritten Reich. Nachdem die 

Nationalsozialistische Deutsche Arbeiter Partei die Staats- 

und wirtschaftsmacht in Händen hat, kann man mit dem Sozia- 

lismus ja anfangen. Versprechungen sind reichlich gemacht 
worden. Die Notverordnungen, die unter Brüning und von Papen 
eingeführt wurden, bestehen nach sechsmonatiger Regierungs- 
zeit des Herrn Hitler noch weiter, obwohl er versprochen 

at, daß sie nach ihrer liachtergreifung sofort aufgehoben 
werden. Die Sozialrentner pochen mit Recht darauf, daß ihre 

Bezüge wieder re ar werden auf der Grundlage von 1330. 

Diese sind in erster Linie von der Reichsregierung vorzu- 

nehmen, der die 2 orpngekommi Bg20n folgen müßte. Ausreden, 

daß die finanziellen Mittel nicht aufgebracht werden können, 
werden nicht mehr gläubig aufgenommen. Es sind doch Mittel 
vorhanden, um im Dritten Reich Fackelzüge, Paraden und _ 

Feuerwerke zu veranstalten. Tausende Farteibuchbeamte mit 

hohen Gehältern auszustatten und den Staatsräten mit 1000 RU. 

Aufwandsentschädigung zu zahlen und den bankrotten Groß- 

sgrariern staatliche Subventionen zu gewähren. Für alle die- 

se Ausgaben haben die Sozialrentner kein Verständnis. Die 
vorliegende Verordnung bedeutet Tropfen auf heiße Steine. Es 
muß mehr geschehen, um den Opfern des Weltkrieges und den 

Opfern un; Arbeit ihre Lebensexistenz zu gewährleisten. 

nser 
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Gutachten 


Unfallrentner mit einzuschließen,desgleichen rtikel 2 | 

und 3 der Veroränung des Reichspräsidenten vom 18.Februar N 

1933 mit aufzunehmen. 
ee stellen wir den Antrag an die Regie- 

rungskommission, um für die durch die Einführung der neuen 

Ber RZBenEnz ROTE s- Bon! imrangst eingetretenen Härten f22e 

Gesetzesänderung vorzunehmen. Bine große Anzahl Erwerbsloser 

is 


| 
zu der Vorlage lautet zustimmend. Wir Daaghzagen jedoch die “ 
Le | 

| 
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ist ja ausgeschlossen, die ebenfalls ein Anrecht darauf 
haben müßten. Ein großes Unrecht ist es aber auch, daß die 
Pensionäre weit unter den Ausschlußsätzen bleiben, wenn 
sie bei Einführung der neuen Bestimmungen keine Tohlfahrts- 
unterstützung, bezogen. Ich weiß bestimmte Fälle, wo Pensio- 
näre mit 40 sonst ighren und 56 Lebensjahren eine monat- 
liche Pension von 351,-Franken beziehen. Die Invaliden- 
rente "wird" versagt. Die noch bestehenden 50 % Arbeits- 
kraft erhalten bei dem überfüllten Arbeitsmarkt keine Ar- 
beit, um noch etwas zu der geringen Pension zu verdienen. 
Die Nohlfahrtsunte rstützungssätze überschreitet er mit 
seiner Pension, deshalb ist er von der ilohlfahrtsunter- 
eg ausgeschlossen. Somit verbleibt ihm nach Abzug 
der Miete für sich und seine krenke Frau ein Betrag von 
250.-Franken monatlich. Würde ihm die Erwerbslosenunter- 
stützung Eassap zo onen werden in der Differenz zwischen 
Ausschlußsatz und Pension, so würde ihm wenigstens der 
pute Wille des Gesetzgebers gezeigt werden. Auch muß ich 
eute wieder darauf hinweisen, daß bisjetzt für die Berg- 
arbeiter nichts geschehen ist in der Kurzarbeiterfürsorge. 
Die Bergarbeiter, welche seit_1930 über 220 Feierschichten 
mit über 8,5 Tausend Franken Lohnverlust je Mann durch 
die Wirtschaftskrise zu tragen haben, sind zu der bedürf- 
tigsten Berufs FuRp® im Saergobiet geworden. Seit Jahren 
werden sie vertröstet, daß in der Kurzarbeiterfürsorge _ 
eine andere Regelung vorgenommen würde. Bei 8 bis 10 Feier- 
Schichten bekommen die Leute oft keine Kurzarbeiterunter- 
stützung, weil die Wartezeit _nach den Monatsschichten kei- 
ne Berücksichtigung findet. Deshalb ist die Wartezeit 
nach Monatsschichten in das Gesetz aufzunehmen. Wir hoffen, 
daß dies als letzter Hinweis genügt und die Regierungs- 
Bmaen:on veranlaßt, die berechtigten Forderungen zu er- 
en. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auf die Zins- 
ebarung bei den saarländischen Banken hinweisen. Während 
ie kommunalen Sparkassen den Zinssatz auf 6 % ermoßjet 

haben, gibt es eine Anzahl Banken, die immer noch 9 % neh- 
men. Diese Zinslast können die Arbeiter mit Feierschicht 


© 
nicht tragen. Alle Banken zahlen an die Einleger 2 bis_3 oz 


Zinsen was nicht im Einklang steht, wenn für Darlehen bis 
zu 9 % genommen werden. Wir beantragen, daß die Regierungs- 
kommission in dieser Frage nach dem Rechten sieht und 
Snozdnet, daß über 6 % Zinsen nicht mehr genommen werden 
ürfen. 

Den Vorlagen 3 und 4 geben wir unsere Zustimmung. 
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Vorsitzender: Das \iort hat Herr Abgeordneter Detjen! 
Ibg. Detjen. (XP): Meine Dame und meine Herren! Ich möchte an die 
gi 


sgierungskommission die Frage richten, ob es wahr ist und 
ein rm Beamte der Regierungskommission und zwar_ von 
der Abteilung Sozialversicherung das Gebaren einiger leu- 
te unterstützen, das dahin geht, daß im Krankenhaus Rast- 
ytah Radium nicht zur Verwendung gebracht werden darf. 

. Herr Dr. Erbsen vom ReppaEuper krankenhaus setzt sich hin- 
ter diese Beamten, um lediglich aus Rentabilitätsgründen 
es dahin zu bringen, die weitere Beschaffung von Radium 
zu versagen. Das Krankenhaus Reppersberg hat sich erboten, 
daß sich die Kosten, wenn die weitere Anschaffung von Ra- 
dium versagt wird, nur noch auf ein Sechstel dessen belau- 
Ten, was das Krankenhaus Mpperabere in Rechnung stellte. 
Ein Beispiel dafür: Eine Behandlung, die 12000.-Franken 
kosten sollte,wird getzt im Reppersbergkrankenhaus für 
2000. Franken gemacht. Dabei waren doch früher bare 10 000 

ranken verdient. Es kann nicht zugegeben werden, daß man 
die Krankheit zu solchen en ausnützt. | 

‚. „Ferner stelle ich die Anfrage, ob es Tatsache ist, 
daß die san ihnen, gran er habe, daß nur ein 
Krankenhaus zugelassen werden soll, das ium führen darf. 
Die Dinge liegen so, daß das Krankenhaus Rastpfuhl Radium 
wieder abgeben mußte an den Verkäufer. liir verlangen, daß 
hier Abhilfe geschaffen wird. 

Weiter stellen wir die Anfrage, ob dieselbe Stelle 
sich ebenfalls damit befaßt, daß sie den Klinikzwang für 
Zahnhilfe aufhebt. Diese Dinge liegen im Bestreben des _ 
Arzteferbandes und des Krankenkassenverbandes im Saargebiet. 
“ir verlangen, daß uns Auskunft gegeben “And. l wir wer- 
den als Kommunisten unseren Kampf in der Öffentlichkeit 


einsetzen, um gegen derartige rigorose Maßnahmen ankämpfen 
zu können. | 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Diese Anfragen waren nicht angemeldet, 


weshalb ich heute keine Antwort darauf erteilen kann. | 
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‚rsitzender: Das Wort Hat Herr Abgeoräneter Schmelzer! 


bg, Schmelzer(DSV): lieine Dame und meine Nerren! Im Namen der Zen- 
| trumspartei, der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter- 
artei, der Deutsch-Saarlämdischen une und der Partei 
er Deutsch-Bürgerlichen Mitte habe ich Tolgendes vorzutragen: 


"Die Regierungskomnission sagt in der von ihr bekannt- 
gegebenen Erklärung ausdrücklich! 


" Die Abstimmung hat frei und ohne jeden Zw zu 
erfolgen, woraus sich ergibt, daß jedermann das Hecht 

at, für seine Überzeugung einzutreten und für sie zu, 
werben. Es ist damit selbstverständlich, daß jede 3 
tische BOsntlEung im Saargebiet, welche sich Im Rahmen 
der Gesetze mit der einen oder anderen der durch den 
PERSÜSDNYOTTERE vorgesehenen IBeUngOn befaßt ,gleich- 
Br gestattet ist und unter dem »chutze der Staats- 
gewalt steht. 


ee — 
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Bei dieser politischen Teesane kommt der Fresge eine ganz be- 
: sondere Aufgabe zu. Freiheit der politischen ilerbung bedeutet. 
daher vor allem weitgehendste Freiheit der Presse. »oweit 
überhaupt Beschränkungen der Pressefreiheit erfolgen, dürfen 
diese nur unter den Gesichtspunkten geschehen, wie sıe sich 
us dem besonderen Charakter des Saargebietes als Abstimmungs- 
end ergeben. Der Iandesrat ist durchaus der leinung, daß die 
ee anion, \5 der Presse Aufforderungen zu Gewält- 
tätigkeiten und zur Unruhestiftung nicht dulden darf. Noch 
weniger wie die Regierungskommission grobe Beschimpfungen 
von Mitgliedern der französischen und englichen Hegierun 
dulden würde, darf sie es geschehen lassen, daß gewisse Fres- 
seorgane die lütglieder der deutschen Reichsregierung ständig 
in gröbster uRRE DRESBASET EOR, diese dauernd als Verbrecher 
bezeichnen usw. Die Verpflichtung, dagegen einzuschreiten, 
erwächst der Negierungskommission schon deshalb, weil sie. 
als Beauftragte des Völkerbundes nicht dulden darf, daß die 
Regierung eines litgliedes des Völkerbundes in derartiger \ei- 
se beschimpft wird, zumal wenn es sich um das land handelt, zu 
dem sich die Saarbevölkerung mit nur ganz verschwindend ge- 
ringen Ausnahmen bekennt. _ _ 
der anderen Seite jedoch darf der saarländischen 
Presse auch nicht das Hecht der Sachlichen Kritik an der »aar- 
regierung, ihren Beamten und ihren Naßnahmen verweigert wer- 
den. Die Saarregierung hat für viele Naßnahmen der Saarregic- 
rung in den letzten lionaten keinerlei Verständnis aufbringen 
können; das ist in der Saarländischen Volksvertretung mit aller 
Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht worden. Die Saarpresse 
muß aber auch ihrerseits die Möglichkeit haben, ungeschminkt 
das zu sagen, vwas_die Bevölkerung über die laßnahmen der Saar- 
regierung denkt. Die nationale re hat bewiesen, daß 
sie durchaus gewilit und in der lage ist, trotz der großen 
Erregung der Devölkerung über diese Maßnahmen ihre Kritik 
im sachlichen Rahmen zu halten. Es liegt ihr völlig fern, die 
Öffentlichkeit aufzuhetzen oder zu Gewalttätigkeiten aufzu- 
reizen. Die Saarpresse macht in ihrer a Ai 
kein Hehl daraus, daß sie vorbehaltlos für die Rückkehr der 
Saar zu Deutschl d eintritt. Eine andere Haltung kann niemand 
von ihr erwarten oder gar verlangen. Ihre Auffassung deckt 
sich vollkommen mit der überwältigenden liehrheit der Saar- 
bevölkerung. Es darf in diesem Zusammenhang darauf hingewie- 
sen werden, daß sich bei der letzten Wahl zum Landesrat kein 
einziger Kandidat zur ahl rag hat, der nicht bereit war, 
für die Rückgliederung der »©aar nach Deutschland VERNETIEEER. 
ei 
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Bei dieser eindeutigen Lage der Dinge kann die »aer- 
presse nicht umhin, das zu sagen, was die rein deutsche Be- 
völkerung von ihr verlangt. Bisher hat die nationale saar- _ 
ländische Presse im Bewusstsein Ihrer Verantwortung ihre Kri- 
tik in einem Rahmen gehalten, der ihr in einem Abstimmngs- 
Best zugestanden werden muß, wenn nicht die Rechtsgrund- 

egen für die Abstimmung erschüttert werden sollen, Trotzdem 
sind eine Reihe von Zei tungsverboten erfolgt, von denen nur 
die nationale Presse betroffen wurde. Diese Presse wird da- 
durch unter einem Druck a der mit dem Saarstatut nicht 
in Einklang gebracht werden kann. Eben so wenig ist es mit 
dem Saarstatut zu vereinbaren, daß eine Reihe reichsdeutscher 
Druckschriften für dauernd von der Verbreit in 

sargebiet ausgeschlossen worden sind. Der Landesrat kann sich 
zwar schon auf Grund der Vorgeschichte des vaarstatuts und. 
auf Grund des eindeutigen Charakters der Saarbevölkerung nicht 
die These der degierungskommission zu eigen machen, daß es 
Sich bei der Volksabstimmung um drei völlig gleich zu wertende 
Partner handelt. Trotzdem wird der Landesrat niemals die For- 
derung erheben, Gaß etwa die französische Presse auch nur 
teilweise aus dem Saargebiet_ aus gechartet werden müßte, auch 
wenn diese päufig genug die Gefühle der Daarbevölkerung auf 
das empfindlichste verletzt. Noch viel weniger darf eine 
&usschaltung reichsdeutscher Presseerzeugnisse erfolgen, wenn 
nicht der Eindruck einer einseitigen Politik der Regierungs- 
kömmission ner rogeega Een werden soll. Die Parteien der deut- 
schen Front des Landesrates richten daher an die Regierungs- 
ommission den dringenden dppell, unter diesem Gesichtspunkt 
die Verbote einer Nachprüfung zu unterziehen und beschleunigt 
aufzuheben. | ; 

Weiter ersughen die Parteien der deutschen Front 

des landesrates die Hegierungskommission um eine Erklärun 


lab sie, wie es bei dem Charakter des Saargebietes notwendig 
ist, in Zukunft gewillt ist, von sich aus in weitgehendsten 


Unf der Presse das Recht der freien Meinunesäußerung auch 
über Vorzänge im Saargebiet zuzubilligen. " Pen r 


( Bravo- Rufe !) 


47 





D4y2r40 g ay> sı yd »450 ua u uay2n4 g+400S 


——— 


re 











Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter lorenz ! 
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Abg. lorenz (EP): Meine Dame und meine Herren! Namens der Kommu- 
80 





nistischen Fraktion will ich in der politischen Aus- 
sprache folgendes zum Ausdruck bringen. Ich will nicht 
versäumen, den Arbeitern und den gewerblichen Mittel- 
ständlern im Seargebiet die sogenannte "Deutsche Front 
vordemonstrieren in ihrem wahren Gesicht. Ich will die 
Vertreter dieser "Front" vorstellen, so wie wig Kommu- 
er sie sehen und erinnere in der heutigen Satzung 
szafes a On, die vitgung des Landesrates vom 19.8 - 
BE l „Sieser Sitzung. - „28 war geche ‚age nat 
a. trug sich folgend es Intermezzö Ku 
c Anelger: Herr Schnel- 
ir ührte damals in an Folemik gegen, Herrn aus: 
err g.1, über Ihre Tätigkeit in Saa azgenlind 6 ei 
ze Fo oincar6 ist noch nicht das letgte Nort 
une eute e gehörgn b beide gemeinsam ın die le is. 
eutgche Zu yo zweiten # eststel 


zur „Zentruns artei Sagt, . seien die schwarzen 
Halunfen. 2 wann han bed 2 9 Snntrunsarbaiter in 
Minchen von ae —. gnen, ER Zentrumgführer heute 

gemeinsem in der sogenannten "Deutschen Front" stehen, | 

Prutig E genghlegen w. wurden, so müssen wir als Kommunisten | 

ein deutig _ :Das zer or eheuerlichste 

VE der Zentrumsführer an den c are? A4ehen arbeitern. | 

S haben sich die gefunden, die Ei, inen mul? Bten_und | 
zwar aus dem einfachen Grunde, weil eutsche Front" 

der Sanmelausdruck für die Parteien ef vom Zentrum bis 
zu den Nationalsozialisten, die stets arbeiterfeindlich 
gewesen sind und es auch bleiben. 

Meine Herren vom Zentrum, Sie wollen heute Deut- 
sche sei ie wollen sich vor der Bevölkerung aufspielen 
als die Betreuer des Dur ach ten an der erh Ich erinnere 
Sie noch einmsl daran, meine .—.‘ vom Zentrum, Ihre Par- 
Ä gei Den doch bereit gewesen, das »sa reabiet für 20.000 
anken „an Frankreich zu en errgriun heißt, R A 

in den rotokoll von jnst Sitzung am 19. Juni 191 

heißt de derin: esiohts der großen Verdienste Indmig XIp, 
Propke waargebiet - weil er dem s»aargebiet einmal 20 0 
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en gegeben hat- sind wir Frankreich zu Dank verglich Bl 
tet und man möge aus dem Saargebiet einen autonomen Staat o 
aechm unter der Hopemoni & FERmErgich s". Und heute sagen - 
e:" Wir_sind die wussche Front". 
| weitere u ist die der nationalen Verhet- Q_ 
zung und im Zusammenhang damit muß man sich die Leute ein» 
pal ehen, und es ist sehr wichtig, wenn man sich_sie Eos 
eizachte‘ unter dem Gesichtspunkt, wie soll unter Füh- & 
zung Se "Deutschen Front" das Leben der Arbeiter sich M 
ges elten ? IN 
DU 


(gie Abgeordneten der Deutschen Front verlassen den 
itzungssaal) 


(Zurufe von links: Sie gehen schon stiften!) 
(Zuruf des Abg. Hey(KP): "Auszug der Kinder Israels! ") 


dem gm die jente wie Röchling, wie Schmelzer, wie Beck de 
die „‚ndustriokönide, Großausbeuter und die Haus- 
ei: glauben, daß sie die Arbeiter im Saargebiet in ihre 
schistische Deutsche Front" führen könnten, so täuschen 


Nas_ 
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Was hat es in Deutschland bis, jetet gegeben für die 
deutschen Arbeiter, für den werktätigen Mittelstand ? Ich 
will es Ihnen sagen aus berufenem Munde. Vor drei Tagen 
war ich in Deutschland und da sagte mir ein Arbeiter: "Man 
verspricht uns viel, aber von dem Versprochenen ist bis 
jetzt für die Arbeiter in Deutschland nur in den Zeitungen 
etwas zu lesen, in die Tat umgesetzt worden ist bisher _ 
nichts, aber auch nicht das Geringste. In Wirklichkeit ist 
unser Leben heute schlechter als es war, selbst im Monat 
Jenuar ds.Js. Dh 

nd ein Angehöriger des werktätigen Mittelstandes, 
ein kleiner Boutiker sagte mir auf meine Frage, "nun wie | 
mt es ?", es ging früher mit dem are aber seit 
anuar eht es mit dem D-Zug und zwar so, daß alles, was 
1e eren Regierungen -uns noch ließen und das warschon | 
sehr wenig, das wird uns jetzt- such noch genommen. Und ein.._. | 
Bauer, den ich gesprochen habe, erklärte-mir, daß er schon 
unter den früheren Regie en es nicht gut hatte, aber | 
daß er es jetzt viel schlechter habe, trockenes Brot, sehr | 
oft kaum Kartoffeln zu essen habe. Er sprach seine Verwunde- 
rung darüber aus, wie eine solche Regierung dazu komme, eine 
Spende, eine Sammlung für die "notleidenden Brüder" in Ruß- | 
land zu organisieren. | | 
| "Jewohl", sagte er,"es wäre viel notwendiger zuerst | 
einmal für uns in eutschland zu sammeln. Wir sind doch | 
kaum noch imstande, einen schoppen Milch für uns zu ver-. | 
brauchen. Und ich sage, das sind die Zustände, wie sie die | 
tsche Front will. Die Deutsche Front , das sind diejeni- | 
en, die eine solche Kultur, die dieses Lebensniveau der | 
beiter, Bauern und Mittelständler in Deutschland und im | 
ee Terwigen. voran. Arbeiter, Bauern und Mittel- | 
ständler setzen sich jedoch in ständig wachsendem Maße zur 
Wehr. Und wie antwortet man darauf ? Welche Maßnahmen. trifft. ' 
man ? Es vergeht kein Tag, es vergeht keine Gerichtssitzung, | 
in der die Antwort der Bei arıne an das kämpfende-Proletariat | 
und an den werktätigen Mittelstand nicht gegeben wird. Todes- 
urteile, jahrelange Gefängnisstrafen. Ja, man geht in Deutsch- 
land dazu über, wie München beweist, und verhaftet 400 Klein- 
a He Pr e. Narum ? Deshalb, weil die Gewerbetreibenden 

“das in die Tat umsetzen wollten, was man ihnen ar we; | 
versprochen hatte. Und es ist selbstverständlich, daß wir | 
zum Ausdruck bringen müssen: Mit Todesurteilen............. 
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(Zurufe von links an den Herrn Präsidenten: Der Herr 
Röchling stört die Arbeiter!) 


der kann weder mich noch die Arbeit stören, dafür ist er zu 
umm. 


tr 9 PQI 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Ich sage ausdrücklich, daß man mit Todesurteilen, mit Gefäng- 
nisstrafen den Marsch der Arbeitermassen und ihren Kampf 
nicht aufhalten kann. Auch damit nicht, wenn man mit folgen- | 
den Maßnahmen vorgeht: In Berlin-Neukölln hat man acht sozial- | 
demokratische Arbeiter verhaftet, jeden einzelnen in einen | 
ack gesteckt, die Säcke zugebunden mit Draht und in die | 
Sree gehängt bis die Arbeiter buchstäblich ersoffen waren. 


| 
(Zurufe von links: Pfui, hört-hört!) | 
| 


Das nennt man nationale Erneuerung durch die Deutsche Front. 


Da ' 








u. 
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Da sggen wir ganz deutlich: Meine Herren, wenn Sie glauben, 
daß Sie dadurch den Mut und die Kraft der deutschen Arbeit 
niederdrücken können, dann werden Sie sich wundern, wenn 
die Arbeiter in die Tat umsetzen: Es kommt der Tag der Rache. 
Von dem Gesichtspunkt aus will ich auf einige Dinge im Saar- 
gebiet siggghen- Alle, die Sozial-und Nationalverräter drohen 
uns mit 1985. In Heiligenwald ruft man uns zu: 1935 wird 
Euch das Genick herumgedreht, in Sulzbach ruft man: 1935 
werdet Ihr alle auf dem Nerktplatz aufgehängt. In Saar- 
brücken ruft man uns zu: Wehe 1935, wenn das Volk erwacht. 
Und wir sagen als Kommunisten: Bis 1935 werden wir und nit 
uns die Seararbeiterschaft nicht untätig sein. So wie bisher 
und in noch stärkerem Naße werden wir die Kommunistische 
Partei täglich und stündlich die Arbeiter mobilisieren zum 
en: für ihre Forderungen im Betrieb und an der Stempel- 
stelle. Wir werden den werktätigen Mittelstand mobilisieren 
gegen die Steuerlasten, den Bauer gegen die ide 
echtbelastungen und gegen den Zinswucher. Und an dieser 
von uns organisierten Front werden Sie schreien können, wie 
Sie wollen "1935". Daran wird die deutsche Front zerschellen. 
Die Arbeiter werden sich nicht ablenken lassen auf die Ab- 
stimmung. Die Arbeiter werden sich nicht von Ihrem parla- 
mentarischen Abstimmungsmanöver beirren lassen. Die Arbeiter 
werden heute, morgen und alle Tage nicht vergessen, daß, 
wenn sie Sieger sein wollen, sie täglich und stündlich 
kämpfen müssen. Nicht "kämpfen" wie man es jetzt alle Sonn- 
tage bei den Kriegervereinsveranstaltungen und sonstigen 
Kameradschaftsvereinen usw. zum Ausdruck bringt. Zu welchem 
Zweck werden solche Kriegervereins- und sonstigen Veranstal- 
tungen organisiert und was will man erreichen. Nan will 
nicht mehr und nicht weniger erreichen, als daß_die Arbei- 
ter noch einmal bergit sein sollen, für solche Leute ‚wie 
Röchling und deren Frofitinteressen auf blutiger Nalstatt 
zu kämpfen. Und wir als Kommunisten haben es noch nie unter- 
lassen und unterlassen es auch in Zukunft umsoweniger, dem 
rbeiter zu Bagen Warum hast Du 1914 - 1918 gekämpft ? 

Du hast gekämpft für das Füllen der Profitsäcke der _ 
Bourgeoisie. \ian will den Arbeiter noch einmal an den Kriegs- 
erren Spannen, um für die "nationalen Belange" zu kämpfen. 
Und wie Sehen diese "nationalen Belange” aus? -Herr Röchling 

hat lüillionengeschenke erhalten von der-deutschen Heichs- 
regierung, ein ebenso_großeS NMillionengeschenk von der fran- 
zösischen MORLSTUNG. Ich habe schon einmal an dieser Stelle 
esagt: Wenn Herr Röchling Millionen verdienen kann, dann 
ißt er heute die schwarz-weiß-rote Fahne und morgen die 
Trikolore. Heute schreit er "hurra", es lebe der Nilitaris- 
mus und morgen schreit er, es Lebe der frenzösche Franken. 
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- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Ich bitte, den Mitgliedern des Hauses nicht solche 
nwahrheiten zu unterstellen und bei der Wahrheit zu blei- 
en. 





äbg. Lorenz fortfahrend: Wenn diejenigen gemeinsam mit den National- | 
sozialisten aber glauben, die Arbeiter und Werktätigen in 

aargebiet noch einmal dafür gewinnen zu können, so sind 

sie im Irrtum. | 

‚... Teh will außerdem auch die Maßnahmen der ARgASTTge- | 

kommission einer Detrachtung unterziehen. Sieht man doch | 

hier, wie sie täglich praktischen Anschauungsunterricht | 

iefert und in der Praxis die lerrormaßnahmen der Hitler- | 

regierung im Saargebiet anwendet. Wenn es schon soweit | 
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führt, daß bei den Maßnahmen zur Niederschlagung der Arbei- 
ter, landjäger Landjäger verhaften, dann ist wirklich das 
höchste Maß dessen erreicht, was man sich in solchen Dingen 
noch vorstellen kann. Überlegen Sie sich: In Sulzbach ist, 
eine Vereinsveranstaltung der Elsässer auf der Grube Mellin. 
Unter den Elsässern ist ein Lanl jöger in Zivil, sie gehen 
von Festplatz zurück nach dem Bahnhof, die Sulzbacher lLand- 
jäger greifen die marschierende “Kolonne an und verhalten 
den djäger. Auf dem Amt versuchte man, den Landjäger zu 
verprügeln. Es kommt der Oberlandjäger an, der macht folgende 
erkung: Wir unternehmen keine weiteren Schritte, sons 
ir pi uns das von der Regierungskommission aus gefährlich 
werden. 
Wir sagen als Kommunisten: Die Regierungskommission 

im Saargebiet duldet und fördert den Faschisierungsprozeß 
im RE aaa jögerkorps, der blauen Polizei und den Terror 
der Nationalsozialisten. Sollen wir Beweise antreten 7 Heute 
noch ? In Homburg wurden am gestrigen Tag zwei Arbeiter und 
ein altes Mütterchen von der S.A. geschnappt und über die 
Grenze transportiert und schwer verprügelt. Das geschieht 
keine 50 Meter von der Mar JBRSTESR ion OREREE. Das Auto 
steht tagelang an era Nachmittag dort, undjetzt, wo die 
Verschleppung geschehen ist, sagen die Landjäger: Wir haben 
nichts gehört und nichts gesehen. 

‚  _ Betrachten wir uns außerdem das Nüten der Klassen- 

N nude im Saargebiet. Holen wir heraus einen Vorgang in Gü- 
ingen. Was haben die zu N Gefängnisstrafen ver- 
urteilten Arbeiter getan und womit wurden sie bestraft. Sie 

haben nichts anderes getan, als im einheitlichen Willen, _ 
kommunistischen, sozialdemokratischen und parteilosen Arbei- 
tern eine unverschämte Provokation der SA. und SS. abzuweh- 
ren. Dafür gibts für einige wenige Arbeiter insgesamt 16 Jah- 
re Barmen. Aber Herr Braun, das muß ich Ihnen sagen :Das 
eschieht im "demokratischen" Saargebiet, im Saargebiet,wo _ 
ie "Freiheitsfahne" weht, wo sie für die "Erhaltung der Frei- 
heit" Knoten wollen. So wüten die faschistischen Richter, 
die ron ihrer ebenso faschistischen Regierung eingesetzt und 
Beast werden. Und nicht nur Güdingen beweist dies von mir 
esagte. Ich will dabei noch bemerken :Glauben die Herren _ 
von der nationalen Front, daß die Güdinger Arbeiter durch ein 
solches Terrorurteil aber auch nur eine Minute zurückge- 
schreckt würden von ihrem Kampf um das, was sie sich als 
Ziel gesteckt haben. Ich kann ruhig im Namen der Güdinger 
Arbeiter sagen: Es wird der Tag kommen, wo diese Güdinger 
Arbeiter und die in München verprügelten Zentrumsgesellen 
gemeinsam in einer Front stehen gegen die "Nationale Front", 
gegen die Volksausplünderer und Blutsauger. 
Vorhin wurde hier von der Domanialschule im Saarge- 
biet gesprochen. Wir sind als Kommunistische Fraktion der 
sssung, daß die Domanialschule überhaupt möglich ist im 
Saargebiet, meine Herren von der nationalen Konzentration, 
as ist Ihre Schuld. Wieso, das wollen wir gleich beweisen. 
Was glauben Sie, was ein Pergarbgiter, was glauben Sie, was 
ein Metallarbeiter, was glauben Sie, was ein eangenarbe- 
treibender tut,dessen Kind man deshalb eine halbe Stunde in 
der glühenden Nachmittagssonne stehen läßt,stramm, die Hände 
en der Hosennaht, weil es nicht vorschriftsmäßig "Heil Hitler" 
Erraeen Dal. Der Mann, der sich schließlich nicht anders zu 
elfen weiß, sagt: Mein Kind braucht nicht mehr zu einen sol- 
chen Lehrer zu gehen. ER 
Ein anderer Fall. Ein Kind geht nach Hause von der 
Turnstunde. Es wird nach Kommando gerufen:"Heil Hitler". Ein 
Kind kommt etwas zu spät bei diesem Kommando. las geschieht 
mit ihm ? Es muß 500 mal abschreiben: "Hitler ist der größte 
Staatsmann seinerzeit." e. 
VıLr 
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Ein Arbeiter, dem man die Rente gestohlen hat durch die Naß- 
nahme der Hitler-Regierung, ein rbeiter, dem man die Rente 
täglich kürzt, der sagt: Mein Kind kann und darf sich nicht 
mehr unter einem solchen nationalen verbohrten verhetzten 
Baur er ati ach eingestellten Lehrer am Schulunterricht be- 
eiligen. | Be 
‚Ein anderes Beispiel: Ein Kind kommt in die Schule. 
Nach seiner eigenen Schilderung hat es schon drei Tage nichts 
Bereasen. Es bricht_in der Schule zusammen, und was Sagt der 
ehrer? Er sagt: " laßt es liegen, wenn ein solches Kind Ä 
stirbt, ist nicht viel verloren, dann braucht es die Schmach 
seines Vaters nicht mehr mitzumachen. 


(Rufe: Hört, hört !) 
Bin anderer Fall aus dem Kinderheim Schanzenberg. Nan will 


ein Kind gen faschistische Lieder zu singen. las macht 

man ? Man malt dem Kind ein Hakenkreuz auf und jagt es so 

durch die Schule. Glauben Sie, daß sich dies der Arbeiter, 

der unter unserer Ba Niachen Führung steht und klassenbe- 

wußt ist,gefallen lassen wird. Er wird sich wehren. Und_dazu. 

ist die Kommunistische Partei da, sie wird dem Arbeiter hel- 
en, daß er sich wehren kann. : 

S hat mich heute gewundert, daß niemand von der 
"Nationalen Front" seiner Wut Begen die Sowjet-Union Raum 
und Platz gegeben hat. Manchmal, und das scheint heute der 

Ll zu sein, übersteigt jedoch die Furcht die ut. Und das 
zeitigt dann solche u De er wie sie unlängst die 
Deutsche Allgemeine Zeitung brachte. Wir müssen einsehen 
‚RL d nicht nur wirtschaftlich die stärkste Macht der 

elt ist, sondern auch bald politisch die stärkste Macht 
darstellen wird. Das ist für uns eine Bestätigung dessen, 
was wir immer vertreten haben und zugleich ein Ansporn, um- 
So energischer und kühner an der Front der sozialistischen 
Freiheitsaktion zu kämpfen. _ 

‚ „Die Verordnung zur Anderung des Reichsvereinsgeset- 
zes wirkt sich nur aus gegen die Arbeiter und wird von uns 
abgelehnt. een 
Ich habe Beispiele genug angeführt über die viel- 
gepriesene Freiheit an der »aar. 


| 
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- Glocke des Versitzenden - 
Vorsitzender: Herr lorenz, ich bitte zum Schluß zu kommen. 
Abg. Iorenz (KP) Ich werde schon zum Schluß kommen. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


7L N pwos 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Lorenz, ich bitte nochmals zum 
chluß zu kommen. 


äbg. Iorenz (KP) fortfahrend: Wir Werktätigen haben nichts von 
dieser Freiheit als Not, Hunger, Elend und Unterdrückung. | 
Wir werden marschieren und kämpfen für ein rotes Saargebiet 
in einem freien sozialistischen Räte-Deutschland. 


(Bravo-Rufe der Kommunisten ) 
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Vorsitzender: Das Wort hat der llerr Abgeordnete Braun! 


Abg. Braun (SP): lieine Dame und meine llerren! Die Herren Abgeord- 


neten Martin und Schmelzer von der sogenannten "Deutschen 
Front ' haben sich über angeblichen Druck beklagt, der auf 
die Gleichgeschalteten des Saargebietes seitens der Regie- 
rungskommiSsion, der französischen Bergwerksdirektion usw. 
ausgeübt werde. Das > mir Aaranlannung, einmal kurz, aber 
deutlich herauszustellen, wo der wirkliche Druck im Saarge- 
biet angesetzt und von wen er erzeugt wird. . 
Ich Pagiune mit der Politik einiger saardeutschen 
Kommunen. Da gibt es Gemeinde-und Kreisparlamente, in denen 
die nicht a ee boykottiert werden, 
indem man ihnen die zustehenden Sitze vorenthält, sie zu 
Beratungen nicht einlädt und sie regelrecht guugan en allen 
demokratischen Geptiogenbar un mit sturster Brutalität ver- 
he In diesen Farteien sind es z2.T. wieder besondere 
ersonen, die dadurch geächtet werden sollen, daß man mit 
der gleichen Vergewaltigung sie aus Aufsichtsräten, Verwal- 
tungsräten, Deputationen usw., wo sie rechtmäßig Sitz und 
Stimme haben müßten, wiederum entgegen allem demokratischen 
Proporz, hinausbefördert.Die Zeitungen der gleichen Parteien 
werden diffamiert und boykottiert, indem man ihnen die In- 


serate, die Drucksachen unäü die amtlichen Abonnements entzieht, 


obgleich ihre Leser nicht weniger gute Steuerzahler sind, als 
die Gleichgeschalteten.. ER 
| Den Gipfel dieser Terrorpolitik stellt dann die 

ee an Beseitigung des Selbstverwaltungsrechtes durch 

esondere Ausschaltungsmaßnahmen der vom Gesetzgeber gewoll- 
ten Komwissionsarbeit dar, die durch gem Besprechungen 
unter den Gleichgeschalteten mit dem Bürgermeister ersetzt 
werden, die daan die anderen vor vollendete Tatsachen stellen. 
Dazu ein Beispiel: Heute nachmittag tagt in diesem Saale die 
Stadtverordnetenversammlung von Saarbrücken. Einer der wich- 
tigsten Punkte auf der Tagesordnung ist die liahl von zwei 
Beigeorädneten. luehr als ein Drittel_der gesamten Stadtver- 
ordnetenversammlung wird vor die vollendete Tatsache ge- 
stellt, daß ohne jede städtische Kommissionsberatung, ohne 
jede Einsichtnahme in die Bewerbungen, und ohne ihre Befra- 
gung dieser wichtige Punkt der Tagesordnung auf die Tages- 
ordnung gesetzt und entschieden wird, nachdem sich die 
Gleichgeschalteten nit dem Oberbürgermeister unter sich, 
also unter Umgehung der dafür vom gar tageber gewünschten 
Kommissionsarbeit, Rn gmasen sind. Ich könnte ähnliche 
waapielo sus der Personal-, der Auftrags- und Subventions- 


Bo+ ik folgen lassen. Aber ich begnüge mich mit folgender 
eststellung: __ u 7 B: 

Diese engere Fan. = Seren in einer Neihe von saar- 
deutschen Kommunen ist die vabotage der bisher behaupteten 
deutschen Selbstverwaltung - eine Sabotage, die insofem 
weitreichende Folgen haben kann, als sie zweifellos die 
beste Unterlage für dadurch BETSODSIES Eenomene Eingriffe 
in die velbstverwaltung von anderer Seite her liefert. Wenn 
das gesans eb° dann wird wieder ein mens anheben über 
angebliche Verletzung el heiligen Selbstverraltung, die 
man mit den eigenen liethoden selbst auf das schwerste miß- 
kreditiert und gefährdet hat. Ich will hinzusetzen, daß es 
natürlich noch Kommunen gibt, die von dieser Kritik nicht 
getroffen werden. " ee 

| Das gleiche trifft zu auf den Druck, der in einer, 
Reihe von Schulen des Saargebietes ausgeübt wird. Hier sind 
heftige Anklagen gegen die französische Schule erhoben wor- 
den. Diese Anklagen würden ein ganz anderes Gewicht besitzen, 


weni 
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wenn sie verbunden wären mit der dringend notwendigen Ver- 
urteilung einer einseitig naziotischen be ge 
mancher deutschen Schulen im Saargebiet. Muß ich Sie erin- 
nern, meine Herren von der sogenannten Deutschen Front, an 
die vielen Belästigungen von Jüdischen, marxistischen und 
eusländischen Kindern ?! Daran erinnern, daß eine Reihe 
von Tatsachen in den höheren, Volks-und Mittelschulen von 
nationalsozialistischen Ungeilst ARRaDE Zugen sind, der vom 
echten und wahren deutschen Geiste ebenso entfernt ist, wie 
vom echten Völkerbundsgeist. Glauben Sie, daß wir die See- 
lische Strangulierung saarländischer Jugend in gewissen 
saarländischen Schulklassen, der ein beispielloser Skandal 
ist, uns widerspruchslos gefallen lassen würden ?! ; 
Erst wenn Sie, meine Herren von der sogenannten "Deutschen 
Front" diese Kulturschande für das wahre Deutschtum in den 
deutschen Saar-Schulen beseitigen, begründen, dann erhalten 
ie die moralische Qualifikation zu Attacken gegen die Iran- 
zösische »chule. 


(Zurufe links: Sehr gut !) 


Und genau das gleiche gilt von der Betätigung der Jugend 
außerhalb der Schulzeit, und ich beneide das Zentrum wirk- 
lich nicht darum, daß es heute gefesselt in der undeutschen 
Hitlerfront mit zusehen muß, wie auch seine eigene katho- 
lische Jugend ganz einseitig unheilvoller naziotischer 
Beeinflussung nit allen Druckmitteln der Schule ausgesetzt 
ist. Ich betonte schon, daß das natürlich nicht für alle 
Schulen und alle Schulklassen zutrifft, aber für einen er- 
heblichen Teil ist es leider wahr. 

. leh verzichte darauf, zu dem bereits Angeführten 
noch in eine kritische Betrachtung der Exekutive, der Rechts- 
ge und der Verhältnisse der Eisenbahn und Post einzu- 

reten, aber ein \iort muß ich Ihnen noch sagen zu jenem unge- 
heuerlichen Fall von ERSTE DEN, wie er sich am vergange- 
nen Samstagabend im Saargebiet zugetragen hat: | 

. Die, die da in das Saargebiet eingefallen sind, das 
sind dieselben Banditen, die in der Pfalz die Priester der 
katholischen Kirche schlimmer behandelt haben, denn gemeine 
Verbrecher, die den Gesellentag geprügelt, die den Prälaten | 
Ulitzka geohrfeigt und die den katholischen Gottesdienst | 
solange gestört _ haben, bis er geschlossen werden mußte. Das | 
sind dieselben Unmenschen, die unsere Arbeitsbrüder schlimmer | 
behandeln als das geschundenste Stück Vieh. Wir hoffen und | 
erwarten, daß gegen diese Elemente der Unsicherheit nunmehr | 
für einen rcheteitenden und ausreichenden Schutz der Saar- 
bevölkerung, wie er ihr in den Verträgen garantiert ist, | 
Sorge getragen wird. Wir verspüren nicht die | de ade, | 
ste Lust, wehrlos den Überfällen eines Terrorismus ausgesetzt | 
Be AED, den Chamberlain eine " hysterische Tobsucht“" genannt 4 
at. | 
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Der Herr Bm einets schmelzer hat sich über die |) 
Presseverbote der Hegierungskommission beschwert. Leider | 
abe ich in dieser Erklärung kein Wort des Protestes gehört N 
gegen das Verbot von sechs saarländischen Zeitungen durch l 
ie Regierung Hitler. | | 

| 


(Zurufe links: Sehr richtig !) 


Wenn dieses Verbot, es wiederholt sich hier auf dem Gebiet iu 

der Pressefreiheit der sattsam bekannte Vorgang, daß die | 

Hitleriden außerhalb der Hitlerherrschaft nach jenen Prinzi- 

pien schreien, die sie innerhalb ihrer despotischen Diktatur 
zu 
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zu gewähren nicht bereit sind. TER! 

Herr Schnelzer ist empfindlich für die Wahrheiten, die wir 

leider gewwungen sind, der "Hausordnung des"Dritten Reiches 

jeden TE, nicht durch unsere Schuld, zu sagen. Er empfiehlt 
der egierungskommission, gegen uns vorzugehen, weil wir uns 
eine - übrigens an der Furchtbarkeit des Geschehens noch viel 
zu bescheidene - Kritik an der Naziregierung erlauben. Er be- 

Be dieses Vorgehen gegen uns damit, dab es sich um die 

egierung eines Landes handele, zu dem die Saarbevölkerung 
zurückkehren wolle. Aber darf ich fragen, Herr Schnelzer,was 
hat denn dieses Terrorregiment mit dem Lande mehr zu tun 

s daß es dieses Land VerguraL tigt und maßlos unterdrückt? 
as hat Deutschland, was hat die Nation, was hat unser deut- 
sches Volk nit einer braunsn Okkupationsarmee gemeinsam,die 
es dem verbrecherischen Sadismus der braunen Horden wehrlos 
ausliefert? ler dieses land schmäht, wer die Nation angreift, 
wer unser Volk mißachtet_- der trifft uns! Aber ist Hitler 
geh Deutschland, ist Göring gleich Preußen, ist Epp ereich 

Bayern und ist die Herrschaft der "hysterischen Tobsucht" 
identisch mit den sroßen kulturellen und ideellen GCualitäten 
des deutschen Volkes ? Behr 

Warum reden Sie von Frailigit an der »aar, wo nichts 
anderes Ihre \bsicht ist, als die Saar möglichst bald restlos 
unfrei zu machen ? Wir hören von Ihnen keinen Protest g=gen 
die täglichen Msuchelmorde, Raub, Totschlag, vishischsten 
Sadismus, gegen Konzentrationslager, gegen Zerschlagung der 
Zrbeiterorganisationen, gegen den Diebstahl an deren Ver- 
wieer und gegen die sang tale Lbschlachtung verdienstvoller 
Volksgenossen, dis nicht nur vier Jahre im Schützengraben 
ihre Pflicht getan, sondern auch 14 Jahre lang einem Staate 
aufoplernd gedient haben, den sie aus dem katastrophalen 

usammenbruch der \onarchie mit unsäglicher Mühe wieder auf- 
zubauen begannen. "Warun finden Sie da kein Yort des Protestes, 
warum geht ein Teil von Ihnen, dessen Glaubensgenossen drüben 
in der schamloses;er und unmenschlichsten Weise behandelt 
worden sind, jetzt mit den Henkern der eigenen Kameraden in 
eine Front, die vom undeutschen Faschismus mit seiner schweren 
Sabotageschuld gegenüber den Grenzlanden geführt wird ? 

‚ Der Abgeordnete lorenz von der Kommunistischen Partei 
hielt mir das Urteil im Güdinger Landfriedensbruch vor mit der 
Bemerkung, das sei die Justiz des von rir als "demokratisch" 
bezeichneten Saargebietes. Ich will das Güdinger Urteil, zu- 
dem ich mich schon deshalb nicht äußere, weil das Verfahren 
noch in der Berufungsinstanz läuft, keineswegs decken, aber 

laubt Herr Lorenz nicht euch, daß die gleichen Arbeiter im 

ritten Reich ganz ande’s, vielleicht gar mit dem Tode nach 
den neuesten Göring'schen Gesetzen bestraft worden wären, wenn 
sie statt hier, dort drüven verurteilt worden wären. 


(Zuruf des Abg. Yilhelm(Z): Mit Ihnen wird das Gericht 
sich auch noch beschäftigen: ) 
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Zr 9 Proz 


(Zuruf des Abg. Hey(KP): Jetzt ist er wach geworden!) 

Ja, ich weiß, ich werde gehenkt. | 

- Glocke des Vorsitzenden - I 

rsitzender: Herr Abgeordneter Hay, Sie stören die Ordnung. | 
| 


(Widerspruch des Atgeordneten Hey) 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Herr Abgeordneter ne ich rufe Sie zum zweiten Mal 
zur Ordnung. 


Abe. Bey. (SPD) fortfahrend:; Das soll keine Parteinahme für die 
res biete juatie sein aber eine Parade gegen eine unge- 
rech fertigte Verschiebung des Kampffeldes. 
Seitdem Hitler auf dunklen Wegen die Macht in die 
Hand genpiert wurde und seitdem Deutschland von der viehisch- 
sten etzal: tät brutalisiert wird, müssen wir uns immer wie- 
der in den ‚Iandesratssitzungen in’ keineswegs immer erfreu- 
lichen eider notwendigen Done rtan mi jener besonderen 
imigabe befassen, die angesichts der Fonso un Kerr tsch- 
lands den noch außerhalb der Hitler-Ein © Frbanden 
Grenzgebieten zufällt. Was hier gesagt werde muß, richtet 
sich nicht gegen Deutschland, nicht gegen sein Volk, nicht 
$ gen seine Nation, denn das wahre und echte und unver- 
älschte Deutschtun, das Deutschland Goethes, un Marxs, 
44 das in - wir selbst. piheB, je wir ir an „‚eumlung d der 


schen 
Front "aufbieten. as kennt nur er 2‘ braune Blut- 
regiment, und das alles eine große Liebe: schla 
wie es einmal Sein wird nach jr „ng In g gnr Hitler- 
Katastrophe durch die Kraft, die wahr ini keit und seine 
spezielle kulturalle Berufung im Leben der Völker. 


> 


(Beifall von Sozialdemokraten! ) 


— m u 


Vorsitzender; Die Sitzung ist geschlossen ( 11 Uhr 50 Minuten). 
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